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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Die Kommission billigte die Niederschriften über 

die 9. Sitzung, den öffentlichen Teil der 10. Sit-

zung und die 12. Sitzung. 

 

Terminplanung 

Die Kommission kam überein, die zu den Miss-

brauchsfällen im Landkreis Northeim vorgesehe-

ne Anhörung - in vertraulicher Sitzung - des Ju-

gendamts Northeim, der Polizeiinspektion Nort-

heim und der Staatsanwaltschaft Göttingen für 

den 12. Juli 2021 ab 14.30 Uhr vorzusehen. Fer-

ner bat die Kommission die Landesregierung, die 

Unterrichtung vom 12. April 2021 (vertraulicher 

Teil der 10. Sitzung) zu den Missbrauchsfällen im 

Landkreis Northeim unter Beteiligung der zustän-

digen Ressorts in vertraulicher Sitzung fortzuset-

zen. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Anhörung zu den im Einsetzungsbeschluss 

genannten Aufgaben, Zielen und Fragestel-

lungen, insbesondere zu Ziffer III Nrn. 1 bis 5 

 

Anhörung 

 

Dr. Malgorzata Okulicz-Kozaryn, Bundeskri-

minalamt/Hochschule des Bundes für öffentli-

che Verwaltung 

Dr. Malgorzata Okulicz-Kozaryn: Ich werde in 

meinem Vortrag besonders auf die Bereiche 

Straftäterbehandlung, Kriminologie und Kriminal-

prävention eingehen. 

Der Schutz von Minderjährigen vor sexuellem 

Missbrauch bedarf eines ganzheitlichen Maß-

nahmenrepertoires auf allen Ebenen, nämlich 

Psychoedukation, Prävention, effektive und effizi-

ente Strafverfolgung, natürlich auch einer Anpas-

sung der Gesetze in bestimmten Bereichen, aber 

auch eines Paradigmenwechsels im gesellschaft-

lichen Diskurs. Das fällt bei vielen Diskussionen 

prägnant auf. Die nachhaltige Bekämpfung des 

sexuellen Missbrauchs erfordert Umdenkprozes-

se in Richtung eines evidenzbasierten, nicht mo-

ralisierenden und nicht pathologisierenden Han-

delns aller Beteiligten; das gilt für Kinderschutzor-

ganisationen, Polizei und Justiz. Aber dazu gehö-

ren natürlich auch die Vermittlung von rechts-

staatlichen Werten und die Stärkung der gesell-

schaftlichen Verantwortungsübernahme. 

Der Schutz vor sexueller Gewalt umfasst nämlich 

ein sehr breites Spektrum an zielorientierten 

Maßnahmen und erfordert die Unterstützung der 

Strafverfolgung durch ausreichend viel Personal 

und durch eine entsprechende technische Aus-

stattung, insbesondere wenn es um die Bekämp-

fung der Kinderpornografie geht. Aber es geht 

auch um Hilfen und Interventionen für die Opfer 

und um juristische Maßnahmen. Nicht zuletzt 

spielt die Täterbehandlung auch im Rahmen des 

Opferschutzes eine wichtige Rolle. 

Die Herausforderung besteht darin, eine Balance 

zwischen strafrechtlicher Sanktionierung einer-

seits und der Prävention andererseits zu erzielen. 

Aber es ist natürlich auch zwischen dem Schutz-

gedanken und dem Datenschutz - beispielsweise 

im Hinblick auf die Vorratsdatenspeicherung - ei-

ne Balance zu finden. Auch die Balance zwischen 

sinnvollen Behandlungsangeboten und Behand-

lungsdruck ist zu halten. Dabei ist ein übermäßi-

ger Druck auf die Straftäter zu vermeiden, weil 

dieser zu negativen Effekten führen kann. Auch 

die Balance zwischen der gewünschten Unter-

stützung durch die Bevölkerung - Anzeigeverhal-

ten der Bevölkerung, Unterstützung der Polizei 

durch die Bevölkerung - und einer ungewollten 

Förderung des Vigilantismus ist zu halten; dass 

der Selbstjustizgedanke zum Vorschein kommt, 

erleben wir derzeit leider verstärkt durch das In-

ternet. 

Einerseits sind die Strafverfolgungsbehörden also 

auf die Mitwirkung der Bevölkerung angewiesen. 

In diesem Bereich gibt es sehr viele sinnvolle 

Maßnahmen, z. B. Open-Source-Intelligence und 

Crowd-Sourcing. Andererseits ist es manchmal 

nur ein kleiner Schritt, um die Grenze zur Förde-

rung der Selbstjustiz aufseiten der Bevölkerung 

zu überschreiten. 

Des Weiteren darf die generalpräventive Wirkung 

des Strafrechts nicht überbewertet werden. Auf 

der einen Seite gibt es den Wunsch, dass vom 

Strafrecht eine abschreckende Wirkung ausgeht. 

Aus den empirischen Studien ist aber bekannt, 

dass es an dieser Stelle keinen einfachen, linea-

ren Zusammenhang gibt, sondern dass er sehr 

komplex ist und von vielen persönlichen kriminio-

genen Risikofaktoren abhängt. Die komplette 

Vernachlässigung oder Bagatellisierung des 

Strafrechts jedoch könnte dazu führen, dass es 

zu einer sehr großen Diskrepanz zwischen der 

objektiven Punitivität, die sich in den Urteilen der 

Justiz abbildet, und der subjektiven Punitivität, die 

sich in dem von der Gesellschaft gewünschten 

Strafmaß abbildet, kommt. Diese Diskrepanz 

kann dazu führen, dass die Bevölkerung mit der 

Justiz zunehmend unzufrieden ist oder die Justiz 

als zunehmend unwirksam erlebt. 

In diesem Kontext spielt auch die Bekämpfung 

von Missbrauchsabbildungen, von Kinderporno-

grafie im Internet eine zentrale Rolle. Insbesonde-

re in dem Bereich werden sehr viele Mythen oder 

Missverständnisse deutlich; denn die Schwierig-

keiten in der Bekämpfung von Kinderpornografie 

bzw. von sexuellem Missbraucht resultieren nicht 

allein aus den kriminiogenen Eigenschaften des 

Internets - Einfachheit, Anonymität der Tatbege-

hung und die sehr geringen Kosten, die damit 

verbunden sind -, sondern auch aus stereotypen 

Täterannahmen. Außerdem ist der Mangel an 

anwendungsbezogener Forschung im Bereich der 
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Kinderpornografie und ebenfalls der Vernachläs-

sigung der situativen Tatbegehungsfaktoren ein 

Problem, d. h. wir fokussieren uns sehr stark auf 

die Täter und blenden dabei aus, dass es sich um 

einen sehr komplexen Zusammenhang handelt. 

Insbesondere im Internet sind die situativen tat-

bezogenen Risikofaktoren ausgesprochen wich-

tig. Auch in dieser Hinsicht ist es sehr wichtig, 

über einen Paradigmenwechsel nachzudenken; 

denn die Bekämpfung von Kinderpornografie - 

passender ausgedrückt: Missbrauchsabbildung; 

denn „Kinderpornografie“ impliziert über den 

Wortbestandteil „Pornografie“ unter Umständen 

etwas Legales - ist eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe, weil es sich um ein gesamtgesellschaft-

liches Problem handelt. Das bedeutet, dass man 

das Problem nicht allein auf strafrechtlicher Ebe-

ne und nicht allein durch den Einsatz der Strafver-

folgungsbehörden lösen kann. 

Wenn wir in diesem Zusammenhang über Lösun-

gen sprechen, muss man bedenken: Es ist uto-

pisch, anzunehmen, dass man das Internet von 

jeglichem Missbrauchsmaterial bereinigen könnte. 

Vielmehr sollte man realistisch bleiben, eine ge-

wisse Kontrolle über das Geschehen erlangen 

und so viel Material wie möglich finden und lö-

schen. 

Viele Studien haben gezeigt, dass das Problem 

der Missbrauchsabbildungen erst mit der zuneh-

menden Digitalisierung eskaliert ist, womit auch 

ganz klar verdeutlicht ist, dass dieses Problem 

nicht auf eine ganz kleine Gruppe präferenzge-

störter Täter einzuschränken ist. Weder die Aus-

übung der sexualisierten Gewalt noch die Nut-

zung von Missbrauchsabbildungen ist nur auf ei-

ne definierbare kleine Gruppe von Menschen mit 

abweichendem Sexualverhalten zu beschränken. 

Ganz im Gegenteil: Die bestehenden Konzepte, 

die versuchen, den Konsum von Missbrauchsab-

bildungen zu erklären, ordnen den Konsum je 

nach Ausprägung verschiedenen Konzepten zu, 

beispielsweise zu einer Verhaltenssucht, aber 

auch eine Impulskontrollstörung und paraphilie-

verwandte Störungen spielen eine Rolle. Aber 

auch weitere Faktoren wie Initimitätsdefizite und 

emotionale Dysregulation sind von Bedeutung. 

Wenn wir uns damit beschäftigen, welche Motiva-

tion bei den Tätern zugrunde liegt, wenn wir in der 

kriminalpolitischen und auch in der gesellschaftli-

chen Diskussion versuchen, zu entpathologisie-

ren, werden wir sicherlich ein besseres Abbild der 

Motivation der Täter und vor allem der verschie-

denen Modi operandi identifizieren. In diesem 

Kontext - ich erwähnte vorhin die Vernachlässi-

gung der situativen Faktoren - könnte die situative 

Kriminalprävention gestärkt werden, wobei nicht 

die Handlung des einzelnen Täters verhindert 

würde, sondern der Aufwand für die Täter und 

das wahrgenommene Risiko erhöht würden. Auch 

die Verminderung der empfundenen Belohnung - 

beispielsweise durch die Löschung des Materi-

als - würde die Begehung der Straftaten erschwe-

ren.  

Von zentraler Bedeutung ist dabei das Entde-

ckungsrisiko. Hierbei sollte zwischen dem tat-

sächlichen, statistisch beschreibbaren Entde-

ckungsrisiko und dem subjektiv wahrgenomme-

nen Entdeckungsrisiko unterschieden werden. 

Aus der Empirie ist bekannt, dass das subjektiv 

wahrgenommene Risiko des Individuums eine 

größere Rolle spielt. 

Die Stärkung der situativen Kriminalprävention 

liegt darin, dass sie auf die wichtigsten krimino-

genen Eigenschaften des Internets wie Anonymi-

tät abzielt. Durch kriminalpolizeiliche Prävention 

kann diese gefühlte Sicherheit im Netz beschädigt 

werden. 

Auch in anderen Präventionsbereichen als dem 

situativen Ansatz bestehen viele Angebote zur 

Primärprävention. Die Landschaft der Primärprä-

vention, die sich an die allgemeine Bevölkerung 

richtet, ist einigermaßen unübersichtlich. Was hier 

etwas bemängelt werden kann, ist, dass Sexuali-

tät - eine untrennbare Komponente der allgemei-

nen Gesundheit, des Wohlbefindens und der Le-

bensqualität - noch immer nur eine untergeordne-

te Rolle spielt. Vor allem die Vermittlung von 

wichtigen Faktoren für die gesunde Sexualität 

könnte im Hinblick auf die primäre Prävention bei 

der Zielgruppe der Adoleszenten großen Nutzen 

bringen. 

In dem Kontext der primären Prävention geht es 

natürlich auch um die sehr gruppenorientierte 

Sensibilisierung. Das Bundeskriminalamt warnt 

davor, dass immer mehr Kinder und Jugendliche 

kinder- und jugendpornografisches Material un-

tereinander versenden. Da ist von nur geringen 

kriminogenen Eigenschaften der handelnden 

Personen auszugehen. Vielmehr ist in erster Linie 

eine Sensibilisierung hinsichtlich der Strafbarkeit 

mit entsprechenden Maßnahmen notwendig. 

In Bezug auf die Fachkräfte ist es zentral und ex-

trem wichtig, dass ein Basiswissen zu aktuellen 
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Entwicklungen, zur Sexualität, zur Störung der 

sexuellen Präferenz, aber auch zu den vielen in-

dividuellen Risikoeigenschaften besteht, die zu 

verschiedenen Erklärungsansätzen im Bereich 

der Sexualdelinquenz führen. 

Zu den Schwerpunkten meiner Tätigkeit gehören 

Angebote im Bereich der Sekundärprävention, die 

sich an die Risikogruppe richten, beispielsweise 

an Personen, die eine gewisse sexuelle Präfe-

renz für Kinder und Jugendliche im Sinne einer 

Pädo- oder Hebephilie haben. 

In der Fortbildung für Fachkräfte in diesem Be-

reich sehe ich nicht nur die Wissensvermittlung 

als eine zentrale Aufgabe, sondern auch, dass 

durch die Fortbildung Vorurteile abgebaut werden 

und die Selbstreflexion gestärkt wird; denn aus 

Umfragen wissen wir beispielsweise, dass nie-

dergelassene Therapeuten Menschen mit pädo-

philen Neigungen sehr ungern behandeln. Das 

heißt, wir haben auch eine Stigmatisierung durch 

Fachkräfte zu erwarten. 

Im Bereich der sekundärpräventiven Angebote 

und Maßnahmen ist Deutschland durch das Pro-

jekt „Kein Täter werden“ der Charité in Berlin sehr 

gut aufgestellt. Es trägt durch die klinische Anbin-

dung von Menschen, die noch keine Straftaten 

begangen haben - weit weg von der Forensik -, in 

Form anonymer und kostenloser - bzw. durch die 

Krankenkasse getragener - Angebote zu einer 

Enttabuisierung und Entpathologisierung dieser 

Störungsbilder bei. Hierbei ist es extrem wichtig, 

dass es keine inhaltliche und strukturelle Anbin-

dung an die Forensik bzw. forensische Psychiat-

rie gibt; denn im klinischen Kontext besteht auch 

die Möglichkeit, dass diese Personengruppe we-

gen weiterer Störungsbilder oder anderer be-

stimmter Beschwerden einer ganzheitlichen Be-

handlung unterzogen werden kann. 

In dem Kontext ist es sehr wichtig, sich nach den 

Risikoeigenschaften des Individuums zu richten. 

Insbesondere, wenn es um Personen geht, die 

noch keine Straftaten begangen haben, ist es ext-

rem wichtig, dass die Behandlungsziele des Indi-

viduums nicht im Widerspruch zu den Behand-

lungszielen des Therapeuten stehen bzw. dass 

sie nicht zu weit auseinanderliegen. Die Aufgabe 

des Therapeuten ist sozusagen, das Risiko zu 

minimieren. Aber auf der Agenda der behandel-

ten Person können - zumindest vordergründig - 

durchaus weitere Aspekte stehen, die indirekt mit 

der Risikominimierung zusammenhängen, bei-

spielsweise die Fokussierung auf allgemeine As-

pekte der sexuellen Gesundheit. 

Es bedarf eines weiteren Ausbaus dieser Ange-

bote und auch entsprechender niederschwelliger 

Beratungs- und Informationsstellen, damit man 

sehr schnell Informationen - z. B. telefonisch über 

Hotlines - geben und die Personen an die richti-

gen Stellen vermitteln kann. Zu dieser Beratung 

gehört aber auch eine Aufklärung, um die 

Schamgrenze nach Möglichkeit etwas abzubau-

en. 

Weiterhin bedarf es klarer Richtlinien bezüglich 

der Schweige- und Meldepflicht bei solchen An-

geboten. Handlungsleitend sollte immer die Ab-

wehr einer Kindeswohlgefährdung sein. Der 

Schutzgedanke und nicht der Bestrafungsgedan-

ke sollte in erster Linie gesehen werden. 

Nach wie vor brauchen wir öffentlich wirksame 

Medienkampagnen, die nicht nur die Zielgruppe 

ansprechen. Vielmehr müssen Medienkampag-

nen, die antistigmatisierend oder als Intervention 

wirken, auch auf andere Personengruppen abzie-

len; denn solche Kampagnen würden die Straf-

verfolgung vereinfachen, da sie die Bevölkerung 

darüber aufklären, welchen Schaden Selbstjustiz 

bzw. Vigilantismus durch das Erschweren der 

Strafverfolgung verursachen kann. Auch diese 

Seite der Medaille sollte Beachtung finden. 

Es bringt aber nicht viel, wenn derart aufwendige 

Maßnahmen ergriffen werden, ihre Umsetzung 

aber an grundsätzlichen Dingen wie der Erreich-

barkeit der Therapiestelle scheitert, wenn jemand 

also beispielsweise 200 km mit dem Zug fahren 

muss, um die Therapiestelle erreichen zu können. 

Ein flächendeckendes Angebot spielt also eine 

wichtige Rolle. 

Wohl alle Wissenschaftler erheben immer wieder 

die Forderung nach Evaluation - zu Recht! Denn 

in der Praxis neigen wir dazu, die Validität nach 

Augenschein zu beurteilen. Das sollte verändert 

werden; denn aus der Straftäterbehandlung im 

Justizvollzug wissen wir, dass auch negative Sei-

ten gestärkt werden können, wenn die Umset-

zung der Maßnahmen nicht richtig ist oder wenn 

die personelle Ausstattung nicht angemessen ist; 

das zeigen die neuesten Untersuchungen. Das 

bedeutet, dass wir immer eine begleitende Evalu-

ierung benötigen und nicht nur eine kurzfristige 

Evaluation. 
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Zwar verfügen wir über viel Forschung, aber For-

schungsergebnisse benötigen auch Anwen-

dungsmöglichkeiten, auch bei den Strafverfol-

gungsbehörden. Wenn neue Angebote geschaf-

fen werden, wenn im Bereich der Künstlichen In-

telligenz neue Entwicklungen eingesetzt werden, 

so sollten sie auch getestet werden. 

Ich erwähnte bereits Fortbildungen und andere 

bestimmte Maßnahmen in Bezug auf die nieder-

gelassenen Therapeuten, um Stigmatisierungen 

abzubauen. Man darf die Rolle von niedergelas-

senen Therapeuten im sekundärpräventiven Be-

reich nicht unterschätzen; sie ist sehr hoch. Nur 

die wenigsten Betroffenen sind in der Lage, sich 

sofort an eine spezialisierte Stelle zu wenden, 

d. h. auch da spielen der Erstkontakt und die rich-

tige Vermittlung bzw. Weiterleitung der Betroffe-

nen eine sehr große Rolle. 

Auf den Bereich der Straftäterbehandlung können 

sehr viele Dinge übertragen werden. Wichtig ist 

auch, dass im Strafvollzug die gleichen Quali-

tätsmaßstäbe wie außerhalb des Strafvollzugs 

gelten. Es ist gängige Praxis, dass die Behand-

lung von Sexualstraftätern in Justizvollzugsanstal-

ten von Diplompsychologen, aber eben nicht von 

ausgebildeten Therapeuten durchgeführt wird, 

was außerhalb des Vollzugs nicht umsetzbar wä-

re. Auch das spielt eine große Rolle. 

Ich möchte einen weiteren Vorschlag im Hinblick 

auf die situative Kriminalprävention anbringen. Da 

es darauf ankommt, wie die Straftäter die Gele-

genheiten im Netz wahrnehmen - wie sicher sie 

sich fühlen -, ist es extrem wichtig, ihr Unsicher-

heitsgefühl zu steigern. Die aktuellen Debatten 

und die häufig vorgebrachte Kritik, dass die Poli-

zei mit der Bekämpfung der Kinderpornografie 

überfordert ist - gerade auch im Hinblick auf die 

Datenmengen -, ist im Kontext der situativen Kri-

minalprävention ziemlich kontraproduktiv. 

Die zu bewältigenden Datenmengen werden nicht 

geringer - wahrscheinlich werden sie weiter zu-

nehmen -, aber es gilt: Grundsätzlich ist es bes-

ser, Daten zu haben, als keine Daten zu haben. 

Denn die Verfügbarkeit von Daten ist die Grund-

lage für die Auswertung und den Aufbau von 

Wissen. Diese Daten enthalten sehr wichtige In-

formationen zum Täterverhalten, zu weiteren Tä-

ternetzwerken und auch zu der Art und Weise, 

wie die Täter miteinander kommunizieren. Auch 

dort könnte man durch Einzelfallanalysen wohl 

mehr Wissen sowohl für die Strafverfolgung als 

auch für die Justiz herausziehen. Die einseitige 

Beleuchtung des Themas unter dem Stichwort 

„Überforderung“ schafft im Netz für die Täter ge-

fühlt mehr Sicherheit. 

Gleichzeitig ist klar, dass im Hintergrund viele 

Entwicklungen laufen, z. B. im Land Niedersach-

sen zur Künstlichen Intelligenz für die Nacktheits-

erkennung. Aber es geht auch um weitere Soft-

ware, die die Bekämpfung der Kinderpornografie 

effizienter machen soll. 

In diesem Kontext ist sehr wichtig: Wir haben es 

mit großen Datenmengen zu tun. Davon sollten 

wir uns nicht überwältigt fühlen, sondern daran 

ansetzen, um die Fallpriorisierung besser zu ge-

stalten. Zum Beispiel gibt es in Großbritannien 

das System KIRAT-2, das zur Priorisierung der 

Fälle herangezogen wird. Es weist wenige Items 

auf, wurde für die Polizei entwickelt und wird nur 

dort angewendet. 

Zu den Zahlen: Wir sollten uns von den Zahlen 

der Polizeilichen Kriminalstatistik nicht immer 

überwältigen lassen; denn viele Straftaten im In-

ternet sind Kontrolldelikte. Wenn wir uns die Be-

kämpfung dieser Taten auf die kriminalpolitische 

Agenda schreiben, werden die Zahlen dement-

sprechend explodieren, was ja sehr gut wäre. Ei-

ne explosionsartige Steigerung von Fallzahlen 

muss also nicht unbedingt etwas Negatives sein; 

denn sie zeigen, dass die Polizei aktiv ist. An die-

ser Stelle wäre also auch etwas mehr Optimismus 

angebracht, meine ich. 

Lisa Schmitz bat um nähere Erläuterungen zur 

stärkeren Einbeziehung der Bevölkerung, um den 

Druck auf die Täter zu erhöhen. 

Zu sinnvollen Maßnahmen der Öffentlichkeitsbe-

teiligung, führte Dr. Malgorzata Okulicz-Kozaryn 

aus, zählten die Schulfahndung, Öffentlichkeits-

fahndung und Crowdsourcing, z. B. in Form von 

„Trace an Object“ von Europol; denn Unterstüt-

zung im Kampf gegen Kinderpornografie könne 

von vielen Seiten kommen und nicht nur von pro-

fessionellen Ermittlern. Insofern sei eine Stärkung 

dieses Bereichs zu begrüßen. 

Die Grenze dieser Unterstützung liege aber in der 

Förderung von Selbstjustiz; denn bestimmte Auf-

gaben seien ausschließlich den Ermittlungsbe-

hörden vorbehalten. Beispiele für die Ermunte-

rung zu Selbstjustiz seien einschlägige Facebook-

Posts oder Formate wie „To Catch a Predator“. 

Gegen Selbstjustiz helfe letztlich nur die Vermitt-

lung von rechtsstaatlichen Werten; denn Selbst-
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justiz treffe derzeit mitunter auf erhebliche Akzep-

tanz. Es müsse aber klargemacht werden, dass 

diese für das Gesamtsystem letztendlich kontra-

produktiv sei. 

Lisa Schmitz erkundigte sich, ob ein machtkriti-

scher Ansatz - damit würden strukturelle Dimen-

sionen mit einbezogen - geeignet sei, um den Be-

reich der Kinderpornografie im Zuge eines Para-

digmenwechsels u. a. zu entpathologisieren. 

Mit dem Stichwort „entpathologisieren“, erläuterte 

Dr. Malgorzata Okulicz-Kozaryn, habe sie dar-

auf hingewiesen, dass Menschen mit sexuellen 

Präferenzstörungen - dazu zählten auch Pädophi-

le - nicht mit Sexualstraftätern gleichgesetzt wer-

den dürften; denn dieser Eindruck entstehe oft. 

Dabei seien 50 bis 60 % der Täter Ersatzhand-

lungstäter, die nicht unter einer Präferenzstörung 

litten. 

Freilich komme einer solchen Dämonisierung 

und/oder Pathologisierung von Sexualstraftätern 

eine sozialpsychologische Funktion zu, weil 

dadurch eine gesunde Distanz zu dem Einzelnen 

selbst bzw. zur Mitte der Gesellschaft erzeugt 

werde. Aber aus der Sicht der Strafverfolgung 

und im Hinblick auf die gesellschaftliche Entwick-

lung sei eine solche Gleichsetzung kontraproduk-

tiv, weil man es sich so zu einfach mache. 

Zielführend wäre es, mit Rationalität den Modus 

operandi besser zu verstehen. 

Abg. Sebastian Zinke (SPD) fragte, ob die tech-

nischen und rechtlichen Möglichkeiten für die 

Strafverfolgungsbehörden ausreichten, um Miss-

brauchsabbildungen im Netz zu finden und zu lö-

schen. 

Abg. Annette Schüßler (SPD) wollte in diesem 

Zusammenhang wissen, welche Bedeutung der 

Einsatz Künstlicher Intelligenz hierzulande und 

anderswo bereits habe und welche Verbesse-

rungsmöglichkeiten in diesem technischen Be-

reich gesehen würden. 

Dr. Malgorzata Okulicz-Kozaryn antwortete, ih-

rer Meinung nach hinkten die Strafverfolgungsbe-

hörden den Tätern im Internet einen Schritt hin-

terher. Zu den Möglichkeiten der Auswertung kin-

derpornografischen Materials habe sie jüngst eine 

Masterarbeit an der Deutschen Hochschule der 

Polizei betreut, die eine fast bundesweite Umfra-

ge unter Länderpolizeibehörden - dort die Sach-

bearbeiter für Kinderpornografieauswertungen - 

umfasst habe. Dabei sei fast einvernehmlich be-

klagt worden, dass die entsprechenden Techno-

logien und Softwareinstrumente noch in den Kin-

derschuhen steckten. Die Weiterentwicklung, 

auch in Kooperation mit technisch ausgerichteten 

Hochschulen, sei also zu unterstützen. So werde 

in Nordrhein-Westfalen ZAC - AIRA (Zentral- und 

Ansprechstelle Cybercrime - Artifical Intelligence 

enabled Rapid Assessment) zusammen mit der 

Universität des Saarlands weiterentwickelt. Aber 

auch öffentlich-private Kooperationen, gerade mit 

großen Unternehmen mit viel Know-how, seien 

wichtig; so habe Microsoft an der Entwicklung von 

ZAC - AIRA mitgewirkt. Die Polizei müsse nicht 

über die besten IT-Fachkräfte verfügen, aber Zu-

griff auf sie haben. Hierfür könnten Expertenlisten 

helfen. Interessant seien in der Hinsicht auch die 

USA, wo derartige Kooperationen zwischen öf-

fentlicher und privater Hand deutlich ausgepräg-

ter seien als hierzulande. Das bedeute nicht, die 

Strafverfolgung zu privatisieren, sondern es gehe 

um eine Effizienzsteigerung durch private Exper-

tise. 

Beispielsweise sei die in Niedersachsen entwi-

ckelte Software zur Nacktheitserkennung hervor-

zuheben; denn sie unterstütze mit der Unter-

scheidung zwischen „wahrscheinlich pornogra-

fisch“ und „wahrscheinlich nicht pornografisch“ die 

Arbeit in der ersten Stufe. 

Ein Feld, in dem noch viel Entwicklungsarbeit zu 

leisten sei, sei das der Alterserkennung mithilfe 

künstlicher Intelligenz; diese Unterscheidung fol-

ge auf die Erkennung von Nacktheitsfotos. Be-

kanntlich sei bereits die forensische Altersbe-

stimmung schwierig. Die Altersbestimmung auf 

der Grundlage von Foto- oder Videomaterial sei 

wegen der unterschiedlichen körperlichen Ent-

wicklung von Kindern und Jugendlichen, wegen 

unterschiedlicher Erfahrungen der damit betrau-

ten Sachbearbeiterinnen und -bearbeiter, wegen 

Verfremdungen durch Schminken, wegen kultu-

reller Unterschiede usw. extrem schwierig. An-

satzpunkte böten bestimmte Punkte und Größen-

relationen von Gesichtern; die entsprechenden 

Algorithmen seien aber noch nicht praxisreif. 

Eine andere Zielrichtung verfolgten Projekte, um 

die anfallenden extremen Datenmengen besser 

verwalten zu können. Auch in diesem Bereich 

werde geforscht. 

Wichtig sei, sich realistische Ziele zu setzen. Eine 

vollständige Beseitigung von kinderpornografi-

schen Internetinhalten sei wohl kaum möglich. 

Aber auch wenn man den Eindruck haben könne, 



Seite 10 Enquetekommission zur Verbesserung des Kinderschutzes und zur Verhinderung von  18. WP 
Missbrauch und sexueller Gewalt an Kindern - 14. Sitzung am 7. Juni 2021 (öffentlich) 

dass für ein gelöschtes Bild drei neue hochgela-

den würden, sei es doch wichtig, möglichst viel zu 

löschen. 

Dabei dürfe nicht vergessen werden, dass KI-

Systeme umso besser würden, je mehr Material 

von ihnen ausgewertet werde.  

Auf eine Nachfrage von Abg. Sebastian Zinke 

(SPD) zu KIRAT-2 - es müsse vermieden werden, 

dass durch eine letztlich falsche Priorisierung 

Kinder zusätzlich leiden müssten, betonte er - er-

läuterte Dr. Malgorzata Okulicz-Kozaryn, es ge-

he hierbei nicht um eine Priorisierung, welche Bil-

der ausgewertet werden sollten, sondern um eine 

Priorisierung nach Gefährlichkeit. Durch Angaben 

zum Täter könne das von ihm ausgehende Risiko 

auf der Grundlage einer Kategorisierung besser 

eingeschätzt werden, sodass die Ermittlungen 

und Ressourcen vorrangig auf besonders gefähr-

lich einzustufende Fälle konzentriert werden 

könnten. 

Dabei gehe es auch um die Erkennung bereits 

bekannter Bilder - Stichwort „Hash-Werte“ -, wofür 

es auf die Qualität der eingesetzten Datenbanken 

ankomme. 

 

Violetta - Verein gegen sexuellen Missbrauch 

an Mädchen und jungen Frauen e. V. 

Präsentationsgrafiken: Vorlage 27 

Anwesend: 

- Andrea Behrmann 

Andrea Behrmann: Ich arbeite bei der Fachbera-

tungsstelle Violetta, die sich speziell mit dem 

Thema von Gewalt an Mädchen und jungen 

Frauen, also an weiblichen Opfern, befasst und 

dabei die Bereiche Prävention und Intervention, 

aber auch die Begleitung im Strafverfahren im 

Blick hat. Ich möchte heute insbesondere über 

die psychosoziale Prozessbegleitung berichten. 

Zu meiner Expertise: Ich arbeite seit fast 30 Jah-

ren in diesem Bereich. Daher ist mir die Seite der 

Opfer - insbesondere Kinder und Jugendliche - 

sehr vertraut. Ich habe lange Zeit als Therapeutin 

gearbeitet, bin jetzt aber schwerpunktmäßig als 

zertifizierte psychosoziale Prozessbegleiterin tä-

tig. Ich bin also im Umgang hautnah mit Kindern 

und Jugendlichen als Zeuginnen und Zeugen im 

Strafverfahren befasst und spreche hier als Prak-

tikerin. 

Ich saß lange Zeit im Vorstand des Bundesver-

bands Psychosoziale Prozessbegleitung und bin 

seit letztem Jahr in der Arbeitsgruppe „Kindge-

rechte Justiz“ des Nationalen Rats gegen sexuel-

le Gewalt an Kindern und Jugendlichen. Das 

Thema wird also nicht nur in Niedersachsen, son-

dern bundesweit behandelt. 

 

Es gibt das Bedürfnis, dass multiprofessionell zu-

sammengearbeitet und Expertise aus allen Berei-

chen zusammengetragen wird, um in diesem Feld 

besser kooperieren zu können. Das finde ich rich-

tig; denn wenn Fälle von sexualisierter Gewalt an 

und Ausbeutung von Kindern und hierauf bezo-

gene Analysen von problematischen Verläufen 

von Kinderschutzverfahren medial bekannt wer-

den, werden regelmäßig auch Fragen zum straf- 

und familienrechtlichen Verfahren aufgeworfen.  

Denn es ist nicht so einfach, sexualisierte Gewalt 

und sexuellen Missbrauch an Kindern zu erken-

nen. Es ist nicht einfach so, dass man, wie man 

denken könnte, die Opfer fragen und eine Antwort 

von ihnen erhalten könnte. 

Vielfach besteht die Vorstellung, dass die richti-

gen Leute mit der richtigen Fragetechnik die Kin-

der zum Sprechen bringen. So einfach ist es 

aber, wie gesagt, nicht.  

Ich denke aber, dass die Professionalisierung al-

ler Verfahrensbeteiligten in diesem Bereich sehr 

wichtig ist.  
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Ich möchte erstens etwas zur Situation von kindli-

chen Zeuginnen und Zeugen sagen. Natürlich 

sind diese häufig auch Opfer, ich spreche aber 

hier nicht von „kindlichen Opfern“, sondern von 

„kindlichen Zeuginnen und Zeugen“, weil sie im 

Strafverfahren zunächst als solche gelten. In je-

dem Fall möchte ich aber etwas zu ihrer Situation 

sagen, um auch diese hier sichtbar zu machen. 

Ich werde zweitens die psychosoziale Prozess-

begleitung als ein Instrument des Opferschutzes 

vorstellen. 

Drittens möchte ich auf einige Aspekte einer 

kindgerechteren Justiz eingehen. Ich sage be-

wusst „kindgerechtere“, weil das Bemühen um ei-

ne kindgerechte Justiz zwar vorhanden ist, sie 

könnte aber noch kindgerechter werden. 

 

 

Vor welchen Herausforderungen stehen Kinder 

und Jugendliche? - Für sie - wie für Menschen 

generell - ist, wenn sie Opfer einer Straftat ge-

worden sind, ein Strafverfahren eine belastende 

Erfahrung. Insbesondere gilt das für Kinder, zu-

mal wenn sie über sehr persönliche, intime und 

teilweise auch traumatisierende eigene Erlebnis-

se berichten müssen. Das gilt für Kinder und Ju-

gendliche, aber auch für ihre Angehörigen. 

Es gibt den Wunsch nach einer besseren Justiz. 

Gleichzeitig gibt es einen Vertrauensverlust, weil 

viele nicht verstehen, warum es so läuft, wie es 

läuft, und sagen: Das kann nicht sein; da passiert 

immer so wenig. 

 

Die kindlichen Zeugen haben große Scham- und 

Schuldgefühle, wenn es um sexualisierte Gewalt 

geht. Deswegen ist es für sie so schwierig, zu 

sprechen. Es gibt hier eine Verkehrung. Nicht die 

Täterinnen und Täter haben diese Gefühle, son-

dern die Kinder und Jugendlichen. 

In fast allen Fällen hatten sie ein Versprechen zur 

Geheimhaltung gegeben, das sie also brechen 

müssten, wenn sie sprechen. 

Sie haben Angst vor dem, was passieren könnte.  
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Sie haben Ohnmacht erlebt.  

Es gibt teilweise eine Sprachlosigkeit, insbeson-

dere, wenn die Kinder sehr jung sind.  

Und es gibt einen Vertrauensverlust. 

Vor diesem Hintergrund ist nachvollziehbar, dass 

die betroffenen Kinder und Jugendlichen nicht 

einfach so sprechen - insbesondere nicht mit 

fremden Menschen. 

 

Die Kinder und Jugendlichen zeigen traumatische 

Reaktionen, wie sie hier aufgezählt sind. Man 

muss sich bewusst sein, dass alle Beteiligten in 

einem Straf-, aber auch in einem familienrechtli-

chen Verfahren auf Kinder treffen können, die 

solche Symptome als Folge des Geschehenen 

haben. Insofern ist es nicht einfach, mit den Kin-

dern und Jugendlichen gut ins Gespräch zu 

kommen und eine Einschätzung zu gewinnen. 

 

Betroffene Kinder sprechen bisweilen sehr ab-

strakt über sich selbst, d. h., sie können ihre Ge-

fühle nicht mehr wahrnehmen. 

Oder aber die Gefühle werden wahrgenommen 

und extrem ängstlich vermieden. 

Kinder dissoziieren auch, d. h., sie wirken unbe-

teiligt. 

Das bedeutet, dass die Folgen umso schwerer 

wiegen, je länger Kinder mit dem Erlebten allein-

gelassen werden.  

 

Kinder und Jugendliche, die ich beim Strafverfah-

ren begleite - häufig ist Anzeige erstattet worden, 

oder ich komme vorher mit den Betroffenen in 

Kontakt -, haben an dieses bestimmte Erwartun-

gen. 

Zunächst möchten sie, dass ihnen geglaubt wird. 

Sie verstehen aber nicht, dass das nicht so ein-

fach geht, dass auch kritische Fragen gestellt 

werden müssen und dass es die Unschuldsver-

mutung gibt. Kinder und Jugendliche gehen da-

von aus: Ich habe das erzählt, und dann wird der 

Mensch bestraft.  

Sie wünschen sich Sicherheit und Schutz. Auch 

dass die meisten Beschuldigten nach einer An-

zeige nicht sofort in U-Haft kommen, verstehen 

die Kinder häufig nicht. Sie sind völlig geschockt, 

wenn sie die Beschuldigten womöglich auf der 

Straße treffen. 

Es geht ihnen darum, Selbstbestimmung wieder-

zuerlangen. Das ist in einem Strafverfahren nicht 

einfach, weil sie Zeugen sind und nicht im Mittel-

punkt des Verfahrens stehen.  

Sie wünschen sich Wertschätzung und Respekt, 

was, wie ich denke, möglich ist. 

Auch Gerechtigkeit und Genugtuung durch ein 

Strafverfahren zu bekommen, ist nicht so einfach.  

Auch die Kontrolle wiederzuerlangen, ist relativ 

schwierig. 
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All dies mit einem Strafverfahren zu erreichen, in 

dem die Kinder häufig die einzigen Zeugen sind 

und Aussage gegen Aussage steht, ist enorm 

schwierig.  

Auf diese Kinder treffen alle Beteiligten im Straf-

verfahren, mit dem der Wunsch verbunden ist, 

dass ein Sachverhalt in irgendeiner Form aufge-

klärt werden kann - und dies vor dem Hinter-

grund, dass es häufig keine objektiven Beweise 

gibt, sondern nur die Aussagen von Kindern, die 

nicht immer die besten Zeuginnen und Zeugen im 

Sinne der Ansprüche sind, die ein Strafverfahren 

stellt. 

 

 

„Ich weiß nicht, was auf mich zukommt.“ - Das gilt 

für alle Menschen, die noch nie etwas mit der 

Justiz zu tun hatten - für die Eltern, aber auch für 

Kinder. Wenn Kinder - auch in einer Verneh-

mung - ängstlich sind und etwas gefragt werden, 

zucken sie mit den Schultern und sagen: Ich weiß 

nich‘. - Das heißt nicht unbedingt, dass sie wirk-

lich nichts wissen, sondern dass sie möglicher-

weise die Situation nicht einschätzen können. 

 

Sie haben Angst, möglicherweise Menschen zu 

beschuldigen, die ihnen wichtig sind. Täterinnen 

und Täter sind für die Kinder ja nicht immer 

„Monster“, sondern sie verbinden mit ihnen unter 

Umständen auch viel Positives.  

Möglicherweise haben sie Angst auch davor, 

dass die betreffenden Personen böse auf sie sind 

und dass sie bestraft werden. 

 

Sie haben unter Umständen Angst davor, nicht 

die richtigen Worte zu finden oder zu petzen. 

Wenn all diese Dinge nicht mit ihnen besprochen 

werden kann, trifft man auf Zeuginnen und Zeu-

gen, die möglicherweise sehr verschüchtert und 

ängstlich sind. 
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Die Kinder haben viele Fragen. Meine Aufgabe 

als Prozessbegleitung ist es, diese Fragen zu be-

antworten, die Kinder zu begleiten und sie zu un-

terstützen. 

 

Die rechtliche Grundlage ist ein Rechtsanspruch 

auf kostenlose psychosoziale Beratung für min-

derjährige Zeuginnen und Zeugen von schweren 

Gewalt- und Sexualstraftaten nach § 406g StPO, 

der 2017 gesetzlich verankert wurde. Es gibt zwar 

Ausnahmen, ich gehe hier aber nur auf Kinder 

und Jugendliche ein. 

Wie Sie sehen, ist z. B. der Tatbestand der ge-

fährlichen Körperverletzung nicht von der Rege-

lung betroffen. Es ist sehr ungünstig, dass es die 

Möglichkeit, eine Prozessbegleitung zu erhalten, 

bei schwerer, aber nicht bei nicht gefährlicher 

Körperverletzung gibt. Denn zum einen ist zu-

nächst nicht klar, wie die Tat letztlich eingeordnet 

werden wird, und zum anderen kann ein Kind 

auch von einer - sogenannten - nicht gefährlichen 

Körperverletzung in hohem Maße belastet sein.  

Zum Glück gibt es diese rechtliche Grundlage, die 

lange Zeit nicht bestanden hat, seit 2017. Allen 

Beteiligten war zwar klar gewesen, dass all das 

Geld kosten würde, aber man hatte zunächst ver-

sucht, einen minimalen Rechtsanspruch auf den 

Weg zu bringen. 

 

Eine weitere rechtliche Grundlage ist das Gesetz 

über die psychosoziale Prozessbegleitung im 

Strafverfahren, das u. a. die Grundsätze der psy-

chosozialen Prozessbegleitung und die Anforde-

rungen an die Qualifikationen der in dem Arbeits-

feld Tätigen regelt. 

Das ist gut so; denn es muss ausgeschlossen 

sein, dass die Begleitung Zeugen beeinflusst und 

eigene Wünsche mit Blick auf das Strafverfahren 

verfolgt. Ich erlebe häufig, dass Therapeutinnen 

und Therapeuten sagen: Der muss verurteilt wer-

den! - Mein Job als Prozessbegleitung ist, zu sa-

gen: Es kann sein, dass es da wirklich einen Tä-

ter gibt, es kann aber auch nicht sein. 

Diese Anforderung - zu begleiten, aber nicht Par-

tei zu ergreifen und vorzuverurteilen - wird eben-

so wie juristisches Wissen in der Weiterbildung 

für Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter 

vermittelt. 

Ich bin pädagogisch-psychologisch geschult; das 

juristische Denken war mir lange Zeit sehr fremd - 
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in etwa so, wie Juristinnen und Juristen das pä-

dagogisch-psychologische Denken teilweise 

fremd ist. 

Insofern geht es darum, die Kommunikation un-

tereinander in Gang zu halten, Verständnis für al-

le Beteiligten zu haben und auch den Kindern und 

Eltern zu übersetzen mit Blick auf Fragen wie: 

Was bedeutet das eigentlich? Warum sprechen 

die so? Warum dauert das so lange? Warum 

müssen Kinder, bestimmten Anforderungen fol-

gend, manchmal leider mehrmals vernommen 

werden?  

Zum Beispiel hat ein Kind möglicherweise bereits 

mit einem Richter gesprochen. Aber es stellt sich 

heraus, dass das ein Richter der Familienge-

richtsbarkeit war. Jetzt gibt es aber noch ein 

Strafverfahren. - Kinder können nicht verstehen, 

warum sie noch einmal alles erzählen sollen. 

All das gehört zu den Aufgaben der Prozessbe-

gleitung. Ich sehe mich selbst als Dolmetscherin, 

als jemand, der sich bei Gericht und auch mit 

Kindern auskennt. Ich begleite und unterstütze. 

 

Dabei gibt es wichtige Einschränkungen:  

Es dürfen keine Gespräche über strafrelevante 

Sachverhalte geführt werden, um nichts an der 

Zeugenaussage zu ändern. 

Es dürfen nicht eigene Interessen am Verfahrens-

ausgang verfolgt werden. Dieses Kriterium ist hilf-

reich, wenn man nicht genau weiß, was passiert 

ist. Ich muss zwar Rahmendaten wissen wie: Wer 

ist beschuldigt? Wie ist die Situation? Gibt es Be-

gegnungsmöglichkeiten? Ist der Fall aktuell oder 

schon älter? - Aber ich weiß nicht, was genau 

passiert ist.  

Es dürfen keine angstinduzierenden Interventio-

nen stattfinden. Ich erlebe manchmal, dass Fach-

kräfte sagen: So ein Strafverfahren ist schwierig. 

Vernehmungen bei der Polizei und vor Gericht 

sind schon hart. - Das ist natürlich nicht hilfreich, 

um zu einer Zeugenaussage zu kommen. 

Vielmehr sage ich z. B. Dinge wie: Die müssen 

viele Fragen stellen; das ist deren Job. Richterin-

nen und Richter lachen dich nicht die ganze Zeit 

an. Die müssen sich nämlich sehr konzentrieren. - 

Die Kinder sagen nämlich oft: Die gucken so 

streng. - Dann sage ich: Die sind hochkon-

zentriert. Wenn die einen Fehler machen, kriegen 

sie richtig Ärger.  

Ich versuche also, den Kindern die Atmosphäre 

sehr kindgerecht zu erklären, damit sie Fragen 

nicht zu persönlich nehmen und es nicht dazu 

kommt, dass sie vor lauter Angst, Ärger zu be-

kommen, womöglich nicht antworten. 

Außerdem gibt es einen klaren Arbeitsauftrag mit 

Transparenz für alle Beteiligten. 

 

Die Aufgaben der psychosozialen Prozessbeglei-

tung lassen sich so zusammenfassen: 

Es geht um eine altersangemessene Vermittlung 

von Informationen zum Ablauf des Strafverfah-

rens und zu den Rechten und Pflichten der Betei-

ligten. 

Es geht außerdem um eine Vermittlung von Be-

wältigungsstrategien. 

Es gibt einen Austausch über Vorstellungen zum 

Recht und zum Strafverfahren, die insbesondere 

Eltern haben. Ich sage dann häufig: So einfach ist 

es nicht. - Die Eltern möchten aber nicht sozusa-

gen mit einem Bein im Knast stehen und wün-

schen sich ein faires Verfahren. Wenn es um ihre 
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Kinder geht, können sie kaum abstrahieren. 

Wenn ich aber mit ihnen darüber diskutiere, sa-

gen sie oft: Naja, das stimmt schon. Es ist auch 

irgendwie okay. - Auch die Gründe dafür, dass 

bisweilen Verfahren eingestellt werden müssen, 

müssen erklärt werden. All das sind wichtige As-

pekte. 

Es findet eine Kontaktaufnahme mit allen Verfah-

rensbeteiligten statt. Ich erfahre so oft, wer alles 

mit einem Fall in Verbindung steht. Ich glaube, 

Verfahren laufen teilweise deswegen so schief, 

weil die einzelnen Beteiligten oft nicht wissen, 

was die jeweils anderen tun. Hier müsste meines 

Erachtens viel stärker multiprofessionell zusam-

mengearbeitet werden.  

Ich begleite auch ganz konkret zu Gericht. Daher 

erlebe ich, wie unterschiedlich Vernehmungen 

laufen können. Damit ist die Frage berührt, wie 

erreicht werden kann, dass Kinder kindgerecht 

vernommen werden, die auch Gegenstand von 

Fortbildungen sein muss. 

 

Unter anderem aufgrund von Belastungen, die ein 

Strafverfahren mit sich bringt, wurde entschieden, 

dass Verletzte - insbesondere Kinder und Ju-

gendliche - eine Person an ihrer Seite brauchen, 

die sie durch ein Strafverfahren begleitet. 

Denn häufig gibt es lange Wartezeiten. Verfah-

ren, in deren Rahmen keine U-Haft angeordnet 

wird, können jahrelang dauern. So kann es vor-

kommen, dass ein beteiligtes Kind, das zu Beginn 

des Verfahrens sieben Jahre alt ist, zehn Jahre 

alt geworden ist, bis es zur Hauptverhandlung 

kommt. Hinzu kommt, dass möglicherweise eine 

zweite Instanz mit dem Fall befasst wird. 

Es gibt darüber hinaus wiederholte Befragungen 

durch wechselnde Personen. 

Auch gibt es häufig einen mangelnden Informati-

onsfluss zum Verfahren, sodass ich von Beteilig-

ten oft höre: Was machen die eigentlich? Das 

kann doch nicht sein. - All das muss erklärt wer-

den.  

Außerdem gibt es oft eine Verunsicherung auf-

grund von fehlendem oder auch falschem Wis-

sen. Jugendliche sagen oft, sie wüssten Be-

scheid, weil sie Gerichtssendungen geschaut ha-

ben. - Auch hier muss erklärt werden, dass es in 

der Realität anders läuft. 

 

Zu den Belastungen während der Hauptverhand-

lung gehört insbesondere die Begegnung mit dem 

Angeklagten. 

Was das Warten bis zum Aufruf betrifft, pflege ich 

zu sagen: Wenn man etwas Schlimmes wie eine 

Zahnarztbehandlung vor sich hat, ist warten nicht 

angenehm. Aber auf eine Aussage vor Gericht 

warten zu müssen, ist noch viel unangenehmer. 

Da können einem zehn Minuten, eine halbe oder 

eine ganze Stunde wie eine Ewigkeit vorkommen. 

Dann bin ich gewissermaßen eine Entertainerin, 

spiele mit den Kindern und versuche, sie mög-

lichst abzulenken. 

Es herrscht oft mangelndes Wissen über den Ab-

lauf der Hauptverhandlung. Hier erkläre ich den 

Kindern, wer da eigentlich sitzt und was da pas-

siert. 

Auch die Art und der Umfang der Befragung kön-

nen eine Belastung sein. Hier ist eine Regelung 

hilfreich, die dem Opferschutz dient, dass nur 

noch die oder der Vorsitzende Minderjährige be-

fragen darf; das war lange Zeit nicht so. 

Was die fremde Gerichtsatmosphäre betrifft, gehe 

ich häufig mit den Kindern vorab ins Gericht, da-
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mit sie sich die Räumlichkeiten anschauen kön-

nen. 

Mit Blick auf die Aussage vor der Öffentlichkeit gilt 

auch hier als Opferschutzmaßnahme, dass es 

möglich ist, die Öffentlichkeit von der Verhand-

lung auszuschließen. 

 

Wenn Aussage gegen Aussage steht, gibt es 

häufig nicht den erwünschten Verfahrensaus-

gang. Ich sage in diesem Zusammenhang häufig: 

Ein Strafverfahren ist nicht dazu da, Gerechtigkeit 

im klassischen Sinne wiederherzustellen.  

Es gilt hier, auf diesem Weg zu begleiten, damit 

die Betroffenen nicht aus dem Verfahren gehen 

und sagen: Das mache ich nie mehr. - Ich denke, 

eine solche Folge kann nicht in unserem Sinne 

sein. Insofern sehe ich wie auch alle anderen, die 

in der Prozessbegleitung tätig sind, es als Aufga-

be an, das aufzufangen und hier Übersetzungs-

arbeit zu leisten. 

 

Ich sehe das Recht auf psychosoziale Prozess-

begleitung als eines der Instrumente des Opfer-

schutzes; denn ich denke, die angesprochenen 

Informationen zu bekommen und zu wissen, was 

auf einen zukommt, ist ein wichtiger Aspekt.  

Eine kindgerechtere Justiz beinhaltet aber mehr. 

Es geht meines Erachtens darum, dass in Justiz-

verfahren möglichst die Kinderrechte eingehalten 

werden.  

Hier greife ich den Vorrang des Kindeswohls her-

aus. Dieser wird angesichts der sehr hohen recht-

lichen Anforderungen, die im Zuge eines solchen 

strafrechtlichen Verfahrens gestellt werden, nicht 

immer gewährleistet sein. Im Zuge der Prozesse 

im Zusammenhang mit den Vorfällen in Lügde hat 

die Staatsanwaltschaft gefordert, dass die Kinder 

keine Therapie machen sollen, weil so die Aussa-

gen verfälscht werden könnten. 

Das mag einerseits aus Sicht der Strafprozess-

ordnung ein wichtiger Aspekt sein. Andererseits 

sage ich, wenn Eltern mich um Rat fragen: Das 

Kindeswohl hat Vorrang. - Natürlich muss man 

darauf achten, ein Strafverfahren nicht zu gefähr-

den; eine Therapie muss nicht die Aufarbeitung 

des Falls leisten. Aber eine stabilisierende Thera-

pie muss möglich sein. Man lässt - bildlich ge-

sprochen - niemanden nach einem Unfall blutend 

liegen, weil man auf keinen Fall an der Unfallstel-

le etwas verändern will, bevor die Polizei kommt, 

sondern leistet Erste Hilfe - und stabilisierende 

Therapie bedeutet, Erste Hilfe zu leisten.  

 

Meines Erachtens bedeutet kindgerechtere Justiz, 

dass das Kindeswohl im Mittelpunkt stehen sollte. 

Man sollte anstreben - das wird auch getan -, 

dass multiprofessionell so zusammengearbeitet 

wird, dass es perspektivisch nur noch zu einer 

einmaligen Vernehmung kommt. Derzeit ist es 

häufig so, dass es, nachdem man bei der Polizei 

war, ein Dreivierteljahr dauert, bis ein Kind richter-

lich vernommen wird - und vier oder fünf Monate 

später folgt noch die gutachterliche Vernehmung. 

Diese Schritte stärker zusammenzuführen, wäre 

meines Erachtens ein Schritt hin zu einer kindge-

rechteren Justiz. 
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In der Arbeitsgruppe „Kindgerechte Justiz“ des 

Nationalen Rats wurden schwerpunktmäßig diese 

Themen von ca. 70 Menschen aus unterschiedli-

chen Disziplinen diskutiert. Es soll ein Abschluss-

papier geben, dass sie differenziert darstellt. 

Ein wichtiger Punkt ist die Verbesserung der Qua-

lität der Anhörung und Vernehmung von Kindern 

und Jugendlichen; denn nur so haben wir die 

Chance, möglicherweise herauszufinden, was 

passiert ist, was auch für familienrechtliche Ver-

fahren enorm wichtig ist. 

Daneben braucht es qualifizierte professionelle 

Beteiligte - und zwar in allen beteiligten Professi-

onen. 

Es braucht einen verbesserten Zugang zum 

Recht. 

Außerdem braucht es eine interdisziplinäre Zu-

sammenarbeit. 

 

 

Diese Folien fassen zusammen, welche Punkte 

die AG „Kindgerechte Justiz“ für familien- bzw. für 

strafrechtliche Verfahren für wichtig befunden hat. 

Es soll Empfehlungen für alle beteiligten Berufs-

gruppen geben - Polizei, Staatsanwaltschaft, Jus-

tiz, Gutachter usw. -, die diese Punkte zusam-

menführen, um möglicherweise bessere Bedin-

gungen zu schaffen. 

 

Aufgrund meiner Erfahrungen - und damit bin ich 

nicht allein - glaube ich, dass eine multidisziplinä-

re und ressortübergreifende Zusammenarbeit 

wichtig ist, um Fälle aufzuklären - seien sie fami-

lienrechtlicher oder strafrechtlicher Art -, weil mei-

nes Erachtens nur ein funktionierender Austausch 

eine zielgerichtete Abstimmung zwischen den Ak-

teurinnen und Akteuren ermöglicht, um Verfahren 

schonender und betroffenensensibel durchzufüh-

ren und mehrfache Anhörungen und Begutach-

tungen zu vermeiden. 

Wenn es engagierte Menschen in den einzelnen 

Institutionen gibt, dann laufen die Verfahren rela-

tiv gut. Aber das hängt nach wie vor an Personen 

und ist nicht institutionalisiert. Wenn diese Perso-

nen nicht mehr da sind, bricht plötzlich etwas 

weg, und man fängt wieder bei null an. 
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Zur Stärkung der Zusammenarbeit gehört auch 

eine Konflikt- und Streitkultur. Ich bin zwar 

manchmal anderer Meinung als die Polizei oder 

die Staatsanwaltschaft. Das ist aber klar; denn ich 

habe einen anderen Arbeitsauftrag. Wir können 

uns aber auseinandersetzen und gemeinsam 

schauen, was an einem bestimmten Punkt für das 

Verfahren wichtig ist und dass der Kinderschutz 

nicht zurücksteht, weil um Macht und Zuständig-

keiten gerungen wird. 

Modelle wie die hier schon thematisierten Child-

hood-Häuser dienen einer solchen Zusammen-

führung, um die es mir vorrangig geht. Insofern 

kann man auch in Niedersachsen vielleicht noch 

Veränderungen angehen. 

Abg. Editha Westmann (CDU) bat um eine Beur-

teilung der Zusammenarbeit zwischen Jugend-

amt, Polizei und Justiz. 

Andrea Behrmann sagte, das Funktionieren der 

Kooperation variiere im Einzelfall, sei aber immer 

dann besonders gut, wenn die jeweiligen Akteure 

einander kennen würden, wodurch eine unbürokra-

tische, effiziente Kommunikation ermöglicht werde.  

Jedwede Zusammenarbeit werde allerdings von 

dem Konflikt zwischen Daten- und Kinderschutz 

bestimmt. Sie, Frau Behrmann, glaube, das Pro-

blem, dass der Datenschutz bzw. die Sorge um 

diesen viele Prozesse behindere, sei lösbar, sofern 

es nur angegangen werde.  

Ein „runder Tisch“ bzw. eine Arbeitsgruppe, durch 

den oder die die Personen der einzelnen Einrich-

tungen regelmäßig in Kontakt miteinander träten, 

würde diesbezüglich eine gedeihliche Wirkung ha-

ben. Um derartiges fest zu installieren, fehle es den 

Institutionen jedoch an den notwendigen Ressour-

cen bzw. Kapazitäten, weshalb aktuell letztlich alles 

vom Engagement Einzelner abhänge.  

Ferner würden Leitfäden zur konkreten Kooperation 

benötigt, damit Fälle deutlich besser bearbeitet 

werden könnten. Lügde sei hier nur die „Spitze des 

Eisbergs.“  

Zur Exemplifizierung der mangelhaften Kommuni-

kation führte Frau Behrmann einen hypothetischen 

Fall an, in dem der Stiefvater des Missbrauchs ver-

dächtigt sei und das betroffene Kind ein Zeugnis-

verweigerungsrecht habe. Vielen beteiligten Akteu-

ren sei in solchen Fällen nicht die Relevanz der Er-

gänzungspflegschaft bekannt. Zudem wüssten 

Staatsanwaltschaft oder Polizei häufig nicht, ob die 

jeweils andere Institution bereits gehandelt habe.  

Abg. Editha Westmann (CDU) fragte, ab wel-

chem Lebensjahr sich eine psychosoziale Pro-

zessbetreuung für Kinder eigne bzw. ob feste Al-

tersgrenzen existierten, oder ob dies fallabhängig 

entschieden werde. 

Andrea Behrmann erwiderte, eine prinzipielle Al-

tersbeschränkung gebe es nicht. Entscheidend sei 

in diesem Fall, ab wann ein Kind eine Zeugenaus-

sage in einem Strafverfahren tätigen könne. Ihrer 

persönlichen Erfahrung nach könne ein Kind unter 

vier Jahren dies gar nicht. Bei einem Kind zwischen 

vier und sechs Jahren sei dies sehr von den indivi-

duellen kognitiven und sprachlichen Fähigkeiten 

abhängig.  

Wenn es zusätzliche objektive Beweise gebe, 

wodurch die alleinige Aussage des Kindes weniger 

ausschlaggebend sei, sei es grundsätzlich auch 

möglich, jüngere Kinder aussagen zu lassen. 

Sie, Frau Behrmann, trete meistens erst für Kinder 

ab sechs Jahren als Prozessbetreuerin auf. Einmal 

habe sie ein fünfjähriges Kind betreut, weil es zu-

sätzliche Beweise gegeben habe. 

Henrike Krüsmann erkundigte sich nach der Ar-

beit mit Eltern, die sich ihrer Erfahrung nach - sie 

sei selbst als psychosoziale Prozessbetreuerin in 

Berlin und Brandenburg tätig - noch intensiver als 

die Arbeit mit Kindern gestalte.  

Andrea Behrmann stimmte dem zu. Dies treffe 

insbesondere bei sehr jungen Kindern zu, da die 

Eltern in diesen Fällen sehr belastet und verunsi-

chert seien. Sie wüssten häufig nicht, was sie mit 

ihrem Kind besprechen dürften, ob sie eine Thera-

pie einleiten dürften etc. Aufgrund als zu lang emp-

fundener Verfahrensdauern entwickelten Eltern zu-

dem häufig großen Unmut gegenüber dem Jus-

tizsystem.  



Seite 20 Enquetekommission zur Verbesserung des Kinderschutzes und zur Verhinderung von  18. WP 
Missbrauch und sexueller Gewalt an Kindern - 14. Sitzung am 7. Juni 2021 (öffentlich) 

Deshalb sei eine intensive Begleitung der Eltern in 

der Tat häufig angebracht. Insbesondere bei sehr 

jungen Kindern arbeite sie, Frau Behrmann, biswei-

len erst nur mit den Eltern zusammen, bevor sie die 

betroffenen Kinder bei bestimmten Fragen oder 

aufgrund der Notwendigkeit einer Begutachtung, 

einer richterlichen Videovernehmung oder der Ge-

richtsbegleitung direkt involviere. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) beschrieb man-

gelnde Kommunikation und die Abhängigkeit von 

Zufällen als fundamentales Problem. 

Er berichtete, in der Jugendhilfeeinrichtung, die 

von ihm gegründet worden sei, habe es Fortbil-

dungen gegeben, in denen das Vorgehen für alle 

Mitarbeitenden im Falle eines möglichen Miss-

brauchsfalls verbindlich festgelegt worden sei.  

Entsprechende verbindliche Regelungen brauche 

es auch für die Zusammenarbeit von Jugendamt, 

Justiz und Polizei. Der Fall Northeim sei ein gutes 

Beispiel für dieses Defizit: Dort habe es keine 

verbindlichen Verfahrensweisen für die Kommu-

nikation gegeben, weshalb alle Akteure vor der 

Verantwortungsübernahme zurückgescheut sei-

en. 

Sodann gab er zu bedenken, dass die Inan-

spruchnahme von Angeboten - wie sie aus Mo-

dellprojekten wie „Inklusion jetzt!“ entstünden - 

verbindlicher werden müsse und diese auch zerti-

fiziert werden müssten. Dies könne auch dazu 

dienen, die Projekte fortsetzen zu können. Dass 

progressive Impulse nur dann gegeben würden, 

wenn ein Missbrauchsfall medial behandelt wer-

de, sei sehr bedauerlich. 

Andrea Behrmann pflichtete dieser Einschätzung 

bei. Dieses Problem rühre daher, dass alle Berei-

che - auch ihr eigener - vorrangig die eigenen 

Verantwortungsgrenzen im Blick hätten. Jede In-

stitution besitze womöglich zwar einen internen 

Leitfaden für das eigene Vorgehen, die effiziente 

Bearbeitung von Missbrauchsfällen erfordere aber 

institutionenübergreifende Regelungen.  

Dies sei der Anlass für die Arbeitsgruppe „Kindge-

rechte Justiz“ gewesen, Empfehlungen und Leit-

fäden für alle Akteure zu entwerfen, um die gene-

relle Kooperation und die Zuständigkeiten zu re-

geln.  

Eine kindgerechte Justiz bzw. besserer Kinder-

schutz im Generellen setze aber zwingend ver-

fügbare Ressourcen, letztendlich also Finanzmit-

tel, voraus. Diesbezüglich müsse die Politik eine 

Entscheidung treffen. Für eine kindgerechtere 

Justiz müsse also „Geld in die Hand genommen 

werden - es passiert nichts umsonst“, fasste Frau 

Behrmann zusammen. 

 

Andreas Hornung 

Richter am OLG Hamm, Senat für Familienange-

legenheiten, Mitbegründer der Warendorfer Pra-

xis (per Videokonferenztechnik zugeschaltet) 

Präsentationsgrafiken: Vorlage 26 

Andreas Hornung: Bevor ich mit meinem Vortrag 

beginne, möchte ich sagen, dass ich mit Frau 

Behrmann, obwohl sie eine ganz andere fachliche 

Rolle und eine andere Perspektive als ich hat, voll 

und ganz übereinstimme. Denn meine These, die 

ich an den Anfang stellen möchte, läuft auf das-

selbe hinaus. 

Die Gesetzeslage zum Kinderschutz - sowohl 

hinsichtlich des materiellen Rechts, insbesondere 

im BGB, als auch der verfahrensrechtlichen Ab-

läufe des familiengerichtlichen Verfahrens, insbe-

sondere nach dem FamFG - reichen im Wesentli-

chen völlig aus, um Kinder effektiv zu schützen. 

Was wir brauchen, sind Haltung, Wissen und 

Ressourcen.  

Weil wir alle zwar versuchen, Kinder nach bestem 

Wissen und mit bester Haltung zu schützen, aber 

zunächst unsere jeweils eigenen Perspektiven 

einnehmen, ist es so wichtig - darauf hat die Kol-

legin hingewiesen -, dass es interprofessionelle 

und - wohlgemerkt - einzelfallunabhängige Ko-

operationsnetzwerke gibt. 

 

Diese Netzwerkthematik ist der Hintergrund mei-

ner Einladung zu dieser Anhörung. Im Kreis Wa-
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rendorf gibt es seit 2008 das Kooperationsnetz-

werk „Warendorfer Praxis“, in dem alle Berufs-

gruppen beteiligt sind, die im Zusammenhang mit 

familiengerichtlichen Kindschaftsverfahren und 

Abläufen bei Jugendämtern und freien Trägern 

stehen. Nicht alle Berufsgruppen, über die heute 

schon gesprochen wurde, sind beteiligt; denn es 

geht bei uns nicht um die polizeiliche Perspektive. 

Wir haben in der Warendorfer Praxis einzelfallun-

abhängig und mit verschiedensten Professionen 

seit zwölf Jahren Leitfäden zu den Konstellatio-

nen der häuslichen Gewalt einschließlich mögli-

cher sexualisierter Gewalt und zu der Frage, was 

Hochstrittigkeit ist und wie man damit umgeht, 

entwickelt. 

Man muss sich vergegenwärtigen, dass sexueller 

Missbrauch oder auch Kinderpornografie als Ta-

ten nicht immer feststehen, also gesicherte Er-

kenntnis sind, sondern dass zunächst nur ein 

Verdacht oder - auch das ist für uns eine Hypo-

these - ein Vorwurf vorliegt, der in einem hoch-

strittigen Kontext zwischen Eltern instrumentali-

siert wird, aber im Ergebnis möglicherweise gar 

nicht oder jedenfalls nicht so, wie behauptet, zu-

trifft. 

Deswegen ist der Ausgangspunkt der Überlegun-

gen, dass wir nicht nur verpflichtend interprofes-

sionelle Netzwerke - unter Beteiligung auch von 

Vertreterinnen und Vertretern der Familiengerich-

te - brauchen, sondern auch verbindliche interpro-

fessionelle Fortbildungen für die Fachkräfte, die 

mit Kindern und Jugendlichen arbeiten und wis-

sen müssen - so wie ich es als Familienrichter 

wissen muss -, wie psychosoziale Prozessbeglei-

tung funktioniert, was die jeweilige Rolle eines 

Pädagogen, eines Verfahrensbeistands und des 

Jugendamts ist. Genauso müssen, wie Frau 

Behrmann ausgeführt hat, die auf der anderen 

Seite Stehenden präzise wissen, was die Abläufe 

und auch Notwendigkeiten im familiengerichtli-

chen Verfahren sind. 

Ich möchte das an einem Beispiel deutlich ma-

chen. 

 

Wir stehen vor verschiedenen Problemstellungen: 

Es gibt rechtliche Spannungsfelder zwischen dem 

Schutz von Kindern und einem in Deutschland 

durch das Grundgesetz sehr stark gestützten El-

ternrecht. 

Es gibt die heftig streitenden Eltern, die den Vor-

wurf von Missbrauch unter Umständen im Einzel-

fall instrumentalisieren. Das ist nicht immer so, 

aber es ist eine Hypothese. 

Außerdem - und hier wird es wirklich schwierig - 

gibt es das Spannungsverhältnis, in dem die vie-

len Beteiligten stehen, die für freie Träger arbei-

ten und einerseits viel enger und vertraulicher mit 

den Kindern und Eltern zusammenarbeiten, als 

Jugendamt oder Familiengericht das tun, ande-

rerseits aber oft Dinge beobachten und erleben, 

die möglicherweise beim Gericht landen müssen. 

 

Diese Abbildung stellt das schematisch dar. 

Das Auge auf der linken Seite, das Institutionen 

wie das Jugendamt, freie Träger, Kitas und Schu-

len symbolisiert, sieht die Entwicklung der Fami-

lie, die durch den grauen Pfeil dargestellt wird. 

Die Wellenlinie ist sozusagen das Auf und Ab des 
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betroffenen Kindes. Das Auge, das am spätesten 

auf diese Entwicklung blickt, symbolisiert den 

Richter und den Gutachter. 

Diese kommen sozusagen erst spät zu dem Fall 

hinzu; denn wir sind nicht rein präventiv tätig, 

sondern erst dann, wenn - möglicherweise - 

schon etwas passiert ist und wir im Strafverfahren 

oder im familiengerichtlichen Verfahren zu reagie-

ren und zu beurteilen haben, wie das betroffene 

Kind aus sorge- oder umgangsrechtlicher Sicht 

geschützt werden muss. 

Der Wissens- und der Tatsachentransfer von den 

Institutionen auf der linken Seite hin zum Richter 

und zum Sachverständigen auf der rechten Seite 

sind also das A und O. 

Dieser Tatsachentransfer wird, wie Frau Behr-

mann ausgeführt hat, massiv dadurch belastet, 

dass es großes Unwissen insbesondere bei freien 

Trägern darüber gibt, wann und wie beobachtete 

Tatsachen an das Jugendamt, aber auch an das 

Familiengericht weitergegeben werden dürfen. 

Das ist aus meiner Sicht eine Baustelle, die inten-

siv in den Blick genommen werden sollte. 

Damit alle Seiten um die genannten Abläufe wis-

sen, bedarf es solcher Netzwerke und interdiszip-

linärer Fortbildungen, um eine gewisse Hand-

lungssicherheit und auch Selbstvertrauen zu ge-

winnen. Noch immer ist es viel zu oft so, dass 

Beschäftigte von freien Trägern sagen: Was ich 

gesehen habe, darf ich doch ohne Zustimmung 

des oder der Sorgeberechtigten gar nicht an das 

Familiengericht weiterleiten. 

Es ist aber so: So wie die Staatsanwaltschaft 

kann das Familiengericht von jedermann angeru-

fen werden - schriftlich oder zu Protokoll der 

Rechtsantragstelle -, um einen Sachverhalt ohne 

jede juristische Bewertung mitzuteilen und das 

Familiengericht zu bitten, aktiv zu werden und zu 

prüfen, ob ein betroffenes Kind geschützt werden 

muss.  

Häufig besteht die Vorstellung, dass man Infor-

mationen nicht weitergeben darf und, wenn man 

das Familiengericht anrufen will, einen juristisch 

ausformulierten Antrag stellen muss. Das ist nicht 

so. Kinderschutz im Bereich Sorge- und Um-

gangsrecht funktioniert im Prinzip wie eine Straf-

anzeige bei der Polizei oder bei der Staatsan-

waltschaft. 

Es ist notwendig, dass einer Richterin oder einem 

Richter so präzise wie möglich der Sachverhalt 

geschildert wird, aus dem für das Gericht der Auf-

trag erwächst, zu prüfen, ob Sorgerechtseingriffe 

oder anderweitige Maßnahmen erforderlich sind, 

um das betroffene Kind zu schützen. 

Das A und O ist also die Frage, wie die beobach-

teten Sachverhalte wertungsfrei und präzise in ein 

Gerichtsverfahren gelangen. Das betrifft natürlich 

gegebenenfalls auch das betroffene Kind. 

Hier besteht ein Dilemma. Einerseits sagen der 

Bundesgerichtshof und das Bundesverfassungs-

gericht uns als Familienrichterinnen und -richtern, 

dass wir gehalten sind, ein von einem Sorge-  

oder Umgangsrechtsverfahren betroffenes Kind 

ab einem Alter von ungefähr drei Jahren anzuhö-

ren oder zumindest spielerisch in Augenschein zu 

nehmen. Das ist eine Anforderung an uns, die 

aus dem Gesetz abgeleitet wird. 

Andererseits bedeutet das - auch hierauf hat Frau 

Behrmann hingewiesen -, dass eine Familienrich-

terin oder ein Familienrichter, die bzw. der nach 

bestem Wissen und Gewissen handelt, aber noch 

an keinem Netzwerk beteiligt ist, das Kind zu dem 

befragt, was vorgefallen sein soll. Damit kann ein 

Strafverfahren ruiniert werden. Aber ein Kind 

kann mit einer möglicherweise unprofessionellen 

Anhörung belastet werden, obwohl es stattdessen 

sofort von einem fähigen und fortgebildeten Aus-

sagepsychologen begutachtet werden müsste. 

Das wissen die betreffenden Kolleginnen und Kol-

legen oft nicht. 

Das heißt, die Abläufe eines sorgfältigen Er-

kenntnisgewinns beim Familiengericht sind das A 

und O, um seltener zu bestürzenden Ergebnissen 

solcher Verfahren zu kommen. 

 

Anhand dieser Folie wird ein weiterer Punkt deut-

lich, der aus unserer Sicht für die Netzwerkarbeit 

spricht. 
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Was Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung 

sind, wird nirgendwo für alle Professionen ver-

bindlich definiert. Diese Definition erfolgt dezent-

ral und stets aus der Perspektive der jeweiligen 

Profession. Daran wird deutlich: Wenn man sich 

nicht darüber austauscht, kann kaum eine ge-

meinsame Haltung oder Einschätzung zustande 

kommen. 

 

§ 1 SGB VIII definiert den Begriff „Kindeswohl“ für 

den Bereich der Jugendhilfe.  

 

Bei der Jugendhilfe steht die Förderung der Ent-

wicklung des Kindes zu einer gemeinschaftsfähi-

gen Persönlichkeit im Vordergrund. Kinderschutz 

findet nur in den Ausnahmefällen des § 8a SGB 

VIII und insbesondere auch der Inobhutnahme 

nach § 42 SGB VIII statt. Der Fokus im SGB VIII 

liegt auf der Unterstützung der Eltern, um ihr Kind 

in einer geeigneten Weise erziehen und fördern 

zu können. 

 

Ein ganz anderer Kindeswohlbegriff liegt bei Psy-

chologinnen und Psychologen vor, die sowohl als 

Aussagepsychologen als auch als Familienpsy-

chologen in familiengerichtlichen Verfahren mit ih-

ren Gutachten maßgebliche Entscheidungsvor-

schläge unterbreiten sollen. Sie verstehen den 

Begriff deutlich anders. Sie betrachten ihn als die 

für die Persönlichkeitsentwicklung eines Kindes 

günstige Relation zwischen seiner Bedürfnislage 

und seinen Lebensbedingungen. 

Wenn das Kind in eine Mängellage gerät, die an-

stehenden Entwicklungsaufgaben nicht ohne ne-

gative Folgen bewältigen kann und auch die El-

tern nicht helfen können, ist man im Bereich der 

Kindeswohlgefährdung. 

 

Hier ist eine weitere Berufsgruppe angesprochen, 

die immer wieder in unseren Verfahren beteiligt 

ist. Gerade im Zusammenhang mit sexuellem 

Missbrauch geht es häufig nicht nur um psycho-

logische und juristische, sondern unter Umstän-

den - entweder beim Kind und/oder beim Erwach-

senen - um psychiatrische Fragestellungen. Pä-

dophile Neigungen oder die Auswirkungen auf ein 

Kind, das durch sexuellen Missbrauch in seiner 

psychischen Entwicklung möglicherweise schwer 
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gestört ist, müssen unter Umständen fachpsychi-

atrisch erhoben werden. 

 

Wir Juristen hingegen haben das Problem, dass 

wir immer rechtfertigen müssen, warum wir tätig 

werden müssen, können und dürfen. Das heißt, 

wir prüfen beim Sorge- und Umgangsrecht nach 

sogenannten Eingriffsschwellen, Eingriffsgrenzen 

und Eingriffsvoraussetzungen.  

Wir brauchen also immer eine auf einen konkre-

ten, möglichst präzise ermittelten Sachverhalt ge-

stützte Legitimation anhand des Gesetzes - hier 

aus dem Umgangs- oder Sorgerecht -, um ein-

greifen zu können. 

Die nächsten Folien, auf die ich jetzt nur verwei-

sen möchte, stellen diese Grenzen, bezogen auf 

das Sorge- und Umgangsrecht, ausführlich dar.  

 

In unserem Netzwerk „Warendorfer Praxis“ ist 

z. B. durch zwei Frauenberatungsstellen und drei 

Frauenhäuser die Schutzperspektive vertreten. 

Darüber hinaus sind u. a. Verfahrensbeistände, 

Anwälte, vier Jugendämter und drei Familienge-

richte beteiligt. Es geht in der Netzwerkarbeit also 

darum, alle wesentlichen Perspektiven, die für ei-

nen Fall von Bedeutung sind, zusammenzufüh-

ren. 

 

Wir wollen voneinander wissen, wie die Angehö-

rigen der jeweils anderen Professionen in ihren 

jeweiligen Handlungskontexten funktionieren. 

Dadurch wird es erleichtert, im Einzelfall Transpa-

renz für die betroffenen Kinder und Eltern zu 

schaffen und zu verdeutlichen, warum jemand, 

der eine bestimmte Profession ausübt, wie han-

delt.  

So kann z. B. ich als Familienrichter, wenn ich in 

einem solchen Netzwerk beteiligt bin, verstehen, 

warum es aus der Perspektive der Frauenbera-

tung und vor allem der Frauenhäuser, also aus 

der Opferschutzperspektive betrachtet, wün-

schenswert ist, dass, wenn der Verdacht von se-

xuellem Missbrauch massiv im Raum steht, in 

dieser Phase das Kind und auch der andere El-

ternteil möglicherweise dadurch geschützt wer-

den, dass es über einen längeren Zeitraum keine 

persönlichen Kontakte gibt. 

Ebenso versteht andererseits die Frauenhausmit-

arbeiterin so deutlich besser, warum ich als Rich-

ter bei einem vorliegenden Sachverhalt, der offen 

und nicht sicher geklärt ist, möglicherweise ernst-

haft über begleiteten Umgang als Alternative 

nachdenken muss, weil Umgangsausschluss an 

dieser Stelle nur als letztes Mittel in Betracht 

kommt. 
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Dieses Bild macht deutlich, dass in den beteilig-

ten Professionen und Institutionen wie Kitas, 

Schulen, Familiengerichten, Jugendämter usw. 

üblicherweise in einem symmetrischen Familien-

modell gedacht wird. In diesem Dreiecksschema 

sind Mutter, Vater und Kind - oder auch Mutter, 

Mutter, Kind bzw. Vater, Vater, Kind - quasi 

gleichberechtigt.  

Die Familien in den Verfahren, über die wir uns in 

diesem Kontext unterhalten - zumindest der Ver-

dacht auf Missbrauch -, zeichnen sich aus der 

Perspektive der Frauenschutzeinrichtungen häu-

fig durch ein Machtgefälle, d. h. durch eine unter-

schiedliche Stärke der verschiedenen Seiten, aus. 

Damit entstehen eine nicht symmetrische Wahr-

nehmung und ein ganz anderer Blick auf den Fall. 

 

Um den Ablauf bezüglich Schweigepflicht und Da-

tenschutz zur Einbringung von Gefährdungsbe-

obachtungen zusammenzufassend darzustellen: 

Wann immer freie Träger, Schulen oder Kitas be-

troffen sind, ist der erste Schritt Transparenz, so-

weit diese nicht die Gefahr in sich birgt, dass das 

Kind an demselben Tag sozusagen zu Hause 

ausbaden muss, was den Eltern an Informationen 

gegeben wird und wozu diese Stellung nehmen 

sollen. 

Wenn dann eine Schweigepflichtsentbindung er-

teilt wird, bestehen Rechts- und Handlungssi-

cherheit.  

Wenn eine Schweigepflichtsentbindung nicht er-

teilt wird, bedeutet das entgegen weit verbreiteter 

Meinung nicht, dass man keine Informationen 

über den beobachteten Vorfall weitergeben darf. 

Dann hat man - bitte nie alleine, sondern immer 

mit Kolleginnen und Kollegen in der Einrichtung 

und dem Rückhalt der Einrichtungsleitung - eine 

fachliche Abwägung zu treffen, ob das hoch zu 

gewichtende Interesse des Datenschutzes der 

Sorgeberechtigten in diesem Einzelfall das 

Schutzinteresse des Kindes, dem folgend Infor-

mationen ans Jugendamt oder auch direkt ans 

Familiengericht weiterzugeben wären, überwiegt. 

Wenn man das abwägt, dokumentiert und die 

Entscheidung trifft, Informationen weiterzugeben, 

dann handelt man im rechtfertigenden Notstand 

nach § 34 StGB. Man gibt damit also Informatio-

nen über einen Sachverhalt weiter, der aus Sicht 

der Eltern bzw. der Sorgeberechtigten nicht wei-

tergegeben werden sollte, macht sich aber nicht 

strafbar.  

Zum letzten Schritt: Wenn diese Abwägung do-

kumentiert getroffen worden ist und sich im 

Nachhinein aber erwies, dass möglicherweise 

doch kein Missbrauch vorlag - sondern andere 

Gründe vorlagen wie eine bisher unerkannte 

Krankheit des Kindes -, man aber nach bestem 

Wissen und Gewissen abgewogen hat, hat man 

im entschuldigenden Notstand nach § 35 StGB 

gehandelt. Auch dann ist man nicht strafbar, 

wenn man Informationen weitergegeben hat.  

Die weiteren Folien der Präsentation, auf die ich 

aus Zeitgründen nicht eingehen werde, beinhal-

ten Informationen zu Sachverständigengutachten 

und zum sorgsamen Umgang mit diesen. Auch in 

diesem Bereich passiert vieles, das nicht in Ord-

nung ist. 

Ich möchte mit dem Hinweis schließen, dass - 

wenn man mit den notwendigen Ressourcen, der 

erforderlichen Haltung und auch dem durch Fort-

bildungen erworbenen Wissen in diesem Bereich 

mutig und im Zweifel für den Kinderschutz aktiv 

ist - viel mehr möglich ist, als häufig vermittelt 

wird - und zwar auf legalem und sauberem Weg, 
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was auch die Chance für gute gerichtliche Ent-

scheidungen deutlich erhöht. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) sprach sich für 

eine systematische Fort- und Weiterbildung für al-

le Beteiligten aus; denn diese sei, wie die Waren-

dorfer Praxis zeige, sehr wichtig und erfolgver-

sprechend.  

Sodann verdeutlichte er, dass der Kinderschutz 

dem Datenschutz und das Kinderrecht dem El-

ternrecht für ihn persönlich übergeordnet seien.  

In seinen Augen werde der Datenschutz zu oft 

gleichwertig mit dem Kinderschutz gesetzt, was 

insbesondere angesichts der COVID-19-Pande-

mie, in der der Datenschutz hinter den Gesund-

heitsschutz zurückgetreten sei, unverhältnismäßig 

erscheine.  

Abg. Watermann fragte Herrn Hornung, ob dieser 

seine Einstellung teile. 

Andreas Hornung sagte, im Zweifelsfall würde 

auch er den Kinderschutz dem Datenschutz 

überordnen. Eine transparente, sorgfältige Vor-

gehensweise sei aber auch in diesem Zusam-

menhang unabdingbar.  

Wenn z. B. eine Kita-Fachkraft eine verdachtsbe-

gründende Beobachtung mache, müsse sie diese 

sorgsam und präzise - die Wiedergabe des Kin-

des-O-Tons bzw. der exakten Beobachtung - do-

kumentieren. Dann müsse eine Meldung in das 

Team bzw. an die Leitung erfolgen. Im nächsten 

Schritt müssten die Eltern vorwurfsfrei und berich-

tend mit der Beobachtung konfrontiert werden, 

damit diese eine Erklärung geben könnten.  

Wenn ein Sachverhalt - transparent und sorgfältig 

erfasst - abschließend nicht derart aufgeklärt 

werden könne, dass eine Kindeswohlgefährdung 

auszuschließen sei, müsse der Kinderschutz dem 

Datenschutz aber definitiv übergeordnet werden. 

Zu der Frage, ob Kinderrechte höher zu gewich-

ten seien als Elternrechte, führte er an, im Grund-

gesetz sei nur das Elternrecht geregelt, während 

bisher kein ausdrückliches Kindergrundrecht exis-

tiere. Aktuell werde noch um entsprechende For-

mulierungen gerungen.  

Es gebe auf der einen Seite das Recht, in dem 

der Schutz des Kindes und dessen aus dem 

Grundgesetz hervorgehender Anspruch gegen 

die Eltern auf gewaltfreie Erziehung geregelt sei, 

und auf der anderen Seite das Recht der Eltern 

auf die Erziehung ihrer Kinder. Beide Rechte 

stünden einander grundsätzlich gleichrangig und 

in praktischer Konkordanz gegenüber.  

Es müsse in jedem Einzelfall und im Sinne der 

Verhältnismäßigkeit ausgelotet werden, welche 

Entscheidung diesen beiden Rechten bestmög-

lich gerecht werde. Um entsprechende Einzelfall-

abwägungen sachgemäß vornehmen zu können, 

sei maximale Präzision nicht nur im Straf-, son-

dern auch im familiengerichtlichen Verfahren un-

verzichtbar. 

Der Schutz des Kindes müsse in jedem Fall gesi-

chert sein, doch könne nur im Einzelfall entschie-

den werden, ob den Eltern damit z. B. auch ihre 

Sorge- und Besuchsrechte vollständig entzogen 

werden müssten. 

Nur dann, wenn nach umfänglicher Faktenprü-

fung immer noch nicht klar festzustellen sei, ob 

Kinderschutz oder Elternrecht im Einzelfall höher 

zu gewichten seien, müsse nach seiner, Hor-

nungs, Auffassung die Entscheidung im Zweifel 

für den Schutz des Kindes fallen, da Eltern - im 

Gegensatz zu Kindern - ihre Rechte selbst vertei-

digen könnten.  

Lisa Schmitz fragte, ob richterliche Standards 

bezüglich des Sorge- und Umgangsrechts im Fal-

le einer Vermutung auf sexuelle Gewalt oder bei 

einem eventuellen Freispruch existierten. Falls 

dem nicht so sei, interessiere sie, was für eine 

verbindliche Einführung solcher Standards unter-

nommen werden müsse. Sie nannte in diesem 

Zusammenhang auch fallunabhängige Bespre-

chungen bzw. Fallkonferenzen. 

Andreas Hornung führte aus, laut Gesetz gelte 

sowohl hinsichtlich des Sorge- als auch des Um-

gangsrechts die positive Grundvermutung, dass 

es dem Wohl eines Kindes zugutekomme, wenn 

beide Eltern gemeinsam die Sorgeverantwortung 

trügen und die gleichen Umgangsrechte hätten. 

Im Umkehrschluss bedeute dies, dass eine ent-

sprechende Einschränkung nur auf Basis einer 

Grundlage in tatsächlicher und rechtlicher Hin-

sicht erfolgen dürfe. 

Zu den tatsächlichen Grundlagen gehöre, dass 

jede Familienrichterin und jeder Familienrichter 

um die Definitionsbreite von häuslicher und sexu-

alisierter Gewalt - also ab wann diese beginne - 

wissen müsse. Es dürfe nicht passieren, dass 

entschieden werde, ein Missbrauch liege nicht 

vor, weil das Kind nicht geschlagen worden und 
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nicht direkt Zeuge von der Gewalt gegen die Mut-

ter gewesen sei. - Richterinnen und Richter müss-

ten ein Bewusstsein dafür haben, dass es Kinder 

negativ beeinflusse, wenn diese indirekt miterleb-

ten, dass soziale Gewalt stattfinde oder dass z. B. 

ein Elternteil psychisch instabil sei, weil es vor 

dem anderen Elternteil Angst habe.  

Jeder, der fachlich mit Kindern arbeite, müsse 

über dieses Wissen verfügen. Hierfür brauche 

es - auch wenn das nicht gesetzlich verankert 

sei - klare Grundlagen.  

Dr. Dirk Themann erkundigte sich, welche 

Schwierigkeiten es vor Ort bei der Gründung ei-

nes Netzwerks wie der Warendorfer Praxis gebe 

und welche Maßnahmen bei der dauerhaften 

Etablierung solcher Netzwerke helfen könnten.  

Andreas Hornung nannte die Hürde, dass sich 

Familienrichterinnen und -richter aufgrund ihres 

Unabhängigkeitsverständnisses der Teilnahme an 

solchen Netzwerken verwehrten. Dem liege aber 

eine irrige Annahme zugrunde, da es nicht um die 

Einschränkung der Unabhängigkeit gehe.  

Für Teilnahmen mangele es zudem an Ressour-

cen. Die Teilnahme von Familienrichterinnen oder 

-richtern - wie auch aller anderen Beteiligten - 

müsse daher als Arbeitszeit gewertet werden.  

Abg. Editha Westmann (CDU) lobte die Waren-

dorfer Praxis und wollte wissen, ob dieses Verfah-

ren auch schon in anderen Kommunen zur An-

wendung komme bzw. ob es Nachahmer gebe.  

Wenn die verschiedenen Akteure des Kinder-

schutzes von verschiedenen Begriffsdefinitionen 

ausgingen, erkläre dies die Kommunikationspro-

bleme zwischen den verschiedenen Beteiligten, 

aus denen Fehler erwüchsen.  

Sie fragte, ob es Hoffnung auf eine Verbesserung 

der Kommunikation bzw. eine Vereinheitlichung 

der Termini gebe. Eine unmissverständliche Ver-

ständigung zwischen Kinderschutz, Ermittlungs-

behörde und Justiz sei schließlich die Grund-

voraussetzung für das Gelingen von deren Arbeit. 

Abg. Claudia Schüßler (SPD) bat - da die Wa-

rendorfer Praxis sich mit realen Fällen auseinan-

dersetze - um eine Einordnung hinsichtlich pro-

zessrechtlicher Belange. So interessiere sie, ob 

die Zustimmung der Beteiligten wie bei einem 

Mediationsverfahren notwendig sei und ob An-

bindungen zu anderen Verfahren existierten.  

Andreas Hornung erläuterte, dass es sich bei 

der Warendorfer Praxis nicht um ein Einzelfall-

netzwerk handele, weshalb auch keine Zustim-

mung der Betroffenen nötig sei. Die Durchführung 

von Einzelfallkonferenzen - auch mit Zustimmung 

der Beteiligten - stehe Familienrichtern rechtlich 

nicht zu, da dies die Unabhängigkeit des Urteils 

gefährden würde.  

Vielmehr konkretisiere sich die Warendorfer Pra-

xis in präzisen Leitfäden zur freiwilligen Anwen-

dung in den jeweiligen Professionen, wie sein in 

der Gesamtausgabe der Warendorfer Praxis1 vor-

lägen. Die mannigfachen fachlichen Informatio-

nen zum Sorge- und Umgangsrecht, die an dieser 

Stelle verschriftlicht seien, würden inhaltlich von 

allen Professionen getragen und unterstützt. 

Das Jugendamt und die freie Beratungsstelle ar-

beiteten nach der Warendorfer Praxis. Ebenso 

finde eine entsprechende Ausgestaltung der fami-

liengerichtlichen Arbeit - natürlich gemäß den 

Vorgaben der FamFG - statt. 

Eine allgemeine, für alle Professionen gültige De-

finition von Kindeswohl könne es nicht geben. 

Deswegen sei professionsübergreifendes Wissen 

wichtig, wodurch z. B. Juristinnen und Juristen 

bekannt sei, wie Kindeswohl und Kindeswohlge-

fährdung in der Psychologie definiert würden und 

in welchen spezifischen Fällen ein normales psy-

chologisches Gutachten ungenügend sei, weil ei-

ne Psychologin oder ein Psychologe mit Fokus 

auf Trauma und Traumafolgen konsultiert werden 

müsse. 

Entscheidend sei, dass diese freiwillige Zusam-

menarbeit in einem Netzwerk aus einander be-

kannten Beteiligten ins Gesetz Eingang finde.  

Dr. Dirk Themann beschrieb das Szenario, dass 

sich ein freier Jugendhilfeträger - unter Umstän-

den entgegen der Auffassung des kommunalen 

Jugendhilfeträgers - unmittelbar an ein Familien-

gericht wende, und bat um eine Einschätzung 

dieser potenziellen Konfliktsituation. 

Andreas Hornung sagte, es sei sehr wichtig, 

dass bekannt sei, dass jeder Person - auch 

Nachbarn, die anonym etwas melden wollten - ei-

ne Kontaktaufnahme mit dem Familiengericht 

                                                
 
1 https://www.kreis-warendorf.de/fileadmin/soziales/Be 
ratung__Hilfen_und_Unterst%C3%BCtzung/Die_War 
endorfer_Praxis/Gesamtausgabe_die_Warendorfer_Pr 
axis_Oktober_2019.pdf. 
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möglich sei. Dieses müsse dann den Sachverhalt 

prüfen, mit den Eltern über die Kindeswohlge-

fährdung sprechen und unter Umständen eine 

Verhandlung anberaumen.  

In der Praxis gebe es oftmals eine finanzielle Ab-

hängigkeit der freien Jugendhilfeträger vom Ju-

gendamt, weil dieses ihr Auftraggeber sei. Das 

könne ein Problem sein. Falls ein freier Träger 

nach ausreichend ausführlicher Auseinanderset-

zung mit den Fakten nicht zu einer einheitlichen 

Auffassung mit dem Jugendamt gelangen könne, 

sei es wichtig, dass der freie Träger um sein 

Recht wisse, das Familiengericht eigenständig 

kontaktieren und ein Verfahren in die Wege leiten 

zu können.  

Dr. Dirk Themann nannte die Abwägung zwi-

schen Daten- und Kinderschutz eine „Scheindis-

kussion“, wenn sie von Fachkräften durchgeführt 

werde, die nach dem SGB VIII arbeiteten.  

Auch dann, wenn eine Kooperation mit den Eltern 

nicht möglich sei, entstehe durch eine Verständi-

gung von Jugendamt oder Familiengericht kein 

datenschutzrechtliches Problem. 

Diesbezüglich fragte er nach der Einschätzung 

Herrn Hornungs, ob der § 8a SGB VIII, der ein-

deutige Vorgaben für einen entsprechenden Ver-

fahrensverlauf enthalte, in der Praxis korrekt an-

gewendet werde.  

Andreas Hornung stimmte zu, dass der Paragraf 

einen generellen Verfahrensablauf vorgebe. Wie 

eingangs gesagt, reichten die vorhandenen ge-

setzlichen Regelungen im Grunde aus. Allerdings 

werde die Ausführung in der Praxis von unbe-

stimmten Rechtsbegriffen erschwert. 

Das Jugendamt müsse das Familiengericht kon-

taktieren, wenn die Kindeswohlgefährdung nach 

seiner Einschätzung allein mit Mitteln der Ju-

gendhilfe nicht abzuwenden sei. - Begriffe wie 

„Einschätzung“, „Kindeswohl“, „Gefährdungsrisi-

ko“ seien im Einzelfall also auslegungsbedürftig. 

Genau deswegen sei eine einzelfallunabhängige 

Zusammenarbeit so wichtig.  

Abg. Claudia Schüßler (SPD) sagte, ihrem Wis-

sen nach seien Verfahrensbeistände nicht unbe-

dingt für die kindbezogene Arbeit professionell 

geschult, würden aber dem Kind zugeordnet, be-

fragten es teilweise und gäben auch Stellung-

nahmen gegenüber dem Gericht ab. Sie, Frau 

Schüßler, habe dieses Verfahren stets als eher 

unprofessionell eingeschätzt. Sodann bat sie um 

eine diesbezügliche Einschätzung durch Herrn 

Hornung und fragte, ob z. B. im Kreis Warendorf 

Fortbildungen in Erwägung gezogen würden.  

Andreas Hornung schilderte die Rolle eines Ver-

fahrensbeistands, dessen Aufgabe die Einbrin-

gung der Kindesinteressen in das Verfahren sei: 

Einerseits sei der geäußerte Kindeswille - vor-

ausgesetzt, das Kind sei zu einer entsprechenden 

Äußerung in der Lage - unverstellt und ohne Wer-

tung einzubringen, andererseits müsse dem Kin-

derschutz Rechnung getragen werden.  

Viel zu oft würden die berufenen Verfahrensbei-

stände ihrer sehr fordernden Rolle nicht gerecht. 

Stattdessen werde versucht, die vermeintlich bes-

te einvernehmliche Lösung in Zusammenarbeit 

mit dem Familiengericht hinter den Kulissen zu 

erarbeiten. Dem liege aber ein falsches Ver-

ständnis der Rolle zugrunde.  

Eine fachliche Fortbildung mit klar definierten 

Standards sei für Verfahrensbeistände somit un-

erlässlich. Hierfür gebe es bisher aber keine ge-

setzlichen Anforderungen.  

Verfahrensbeistände seien in die Netzwerke zu 

integrieren, welche wiederum die Rolle des Ver-

fahrensbeistands reflektieren müssten. Im Leitfa-

den „Kind im Blick“2 der Warendorfer Praxis wür-

de auch die Anhörung und Beteiligung von Kin-

dern thematisiert. Hierbei werde auch die Rolle 

Verfahrensbeistände behandelt. 

 

Landeskriminalamt Niedersachsen und Poli-

zeidirektion Hannover 

Schriftliche Stellungnahme: Vorlage 26  

Präsentationsgrafiken: 1. Nachtrag zu Vorlage 26 

Anwesend: 

- KR Francesco Hartmann (Landeskriminalamt 

Niedersachsen) 

- KOR Dr. Lars Wistuba (Polizeidirektion Hanno-

ver) 

Francesco Hartmann: Herzlichen Dank für die 

Einladung und für die Gelegenheit, hier in der 

Enquetekommission vortragen zu dürfen. 

                                                
 
2 https://www.kreis-warendorf.de/fileadmin/ soziales/Be 
ratung__Hilfen_und_Unterst%C3%BCtzung/Die_Ware 
ndorfer_Praxis/Leitfaden_Kind_im_Blick.pdf 
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Wir möchten Ihnen ein Bild über unsere Arbeit 

zum Thema „Verhinderung sexueller Gewalt an 

Kindern“ geben und die Herausforderungen, mit 

denen die Ermittlungsbehörden umgehen müs-

sen, deutlich machen. 

 

Bevor wir einsteigen, möchte ich uns kurz vorstel-

len. Ich habe in der Vergangenheit selbst Ermitt-

lungserfahrungen gesammelt in der Bekämpfung 

von Sexualdelikten, darunter auch bei einzelnen 

Verfahren des sexuellen Kindesmissbrauchs. 

Heute leite ich das Dezernat 38 im Landeskrimi-

nalamt und bin zuständig für Cybercrime, aber 

auch für die Koordinierung der Kinderpornogra-

fiebekämpfung in Niedersachsen. In dieser Funk-

tion habe ich im letzten Jahr den Auftrag erhalten, 

diesen Aufgabenbereich einer Revision zu unter-

ziehen, um Optimierungsansätze zu finden, die 

wir - das werden Sie gleich sehen -, auch wirklich 

brauchen. 

Dr. Lars Wistuba: Ich leite die KFI 1 der Polizei-

direktion Hannover. Die Presse sagt über das 

KFI 1, dass es die Mordinspektion ist. Das heißt, 

bei mir und meinen etwa 70 Leuten ist die Verfol-

gung der schwersten Straftaten angesiedelt. Wir 

befassen uns in Hannover z. B. mit dem Tötungs-

delikt mit der Schusswaffe an der Ecke Arndtstra-

ße/Weidendamm, mit dem Thema Kindesmiss-

brauch, mit sexuellem Missbrauch generell ein-

schließlich der Kinderpornografie sowie mit dem 

Großbrand in der Üstra-Halle mit neun zerstörten 

Bussen. 

Einerseits bin ich von der Pike auf gelernter Er-

mittler, wie Francesco Hartmann. Aber ich bin 

auch von der Pike auf gelernter Psychologe. Mei-

ne Promotionsarbeit habe ich - für das Thema 

nicht ganz unwichtig - zur Wirksamkeit von Krimi-

nalprävention geschrieben. 

Außerdem sind Herr Hartmann und ich Väter von 

zwei bzw. drei Mädchen. Um dem „Verbrechen“ 

der Verbreitung von Familienselfies im Landtag 

vorzubeugen, sind auch die Bilder von uns und 

unseren Kindern, die wir Ihnen gerne gezeigt hät-

ten, von der Folie entfernt worden. 

Ich glaube aber, dass das in diesem Thema wich-

tig ist; denn wenn Sie hier, in diesem sehr schö-

nen, aber abstrakten Raum des Forums über das 

Thema diskutieren, dann sollten wir alle nicht ver-

gessen, dass die Realität des sexuellen Kindes-

missbrauchs so aufgeräumt und so ordentlich bei-

leibe nicht aussieht. Wir möchten Sie ein Stück 

weit auch mit emotionalisierenden Informationen 

und Bildern in das Thema mitnehmen. 

 

Ich hatte Ihnen bereits gesagt, dass ich zu dem 

Thema „Kriminalprävention“ promoviert habe. 

Trotzdem komme ich zu dieser klaren Aussage: 

Bei diesem Thema - pädosexueller Missbrauch - 

ist Repression die beste Prävention. 

Alleine während wir an diesem Nachmittag mit 

viel Expertise versucht haben, dieses Thema wei-

ter auszuleuchten, sind in Niedersachsen Hunder-

te Kinder weiter sexuell missbraucht worden. Und 

in Deutschland sind es Tausende Kinder - und in 

der Welt noch viele mehr. Wir könnten mit mehr 

Mitteln, mit mehr Ressourcen - teilweise anderen 

Mitteln und anderen Ressourcen - diesen fortge-

setzten Missbrauch zu einem nicht geringen An-

teil unterbrechen. Solange wir in der Lage sind, 

diesen fortgesetzten Missbrauch, der in härtester 

Form vorhanden ist, zu unterbrechen, ist das aus 

meiner Perspektive der Schwerpunkt unserer Ak-

tivität, vorrangig in Form primärer opferbezogener 

oder sekundärer Präventionsbemühungen. 
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In diesem Kampf, den wir als Strafverfolgungsbe-

hörden betreiben - sowohl die Polizei als auch die 

Staatsanwaltschaft; Sie haben Frau Hermann be-

reits dazu gehört; man könnte meinen, dass das 

fast ein Geschwistervortrag ist -, ist mittlerweile 

die Welle der an uns herangetragenen Kriminali-

tät - die sogenannte Bringkriminalität - so groß 

geworden, dass wir mit den uns zur Verfügung 

stehenden Mitteln nicht mehr dagegen anarbeiten 

können. Die Welle der Fallzahlen allein im Hell-

feld droht über uns und der Staatsanwaltschaft 

und in der Folge auch über den Gerichten zu-

sammenzuschlagen. Wenn sie das tut, dann wer-

den in der Flüchtigkeit unter dem Zeitdruck noch 

weniger Verfahren zeitnah durchgeführt. Die Op-

fer müssen noch länger warten. Es verschieben 

sich auch noch einmal die Maßstäbe zu diesen 

Fragen: Was urteile ich ab, was stelle ich ein, was 

stellte ich gegen Auflage ein? Es wird noch weni-

ger gerecht bestraft. 

Wie bedrohlich diese Welle im Detail aussieht, 

dazu haben wir Ihnen einige Daten und Fakten 

mitgebracht. 

 

Dr. Lars Wistuba: Wir haben heute schon gehört, 

wir sollten dieses hohe Datenaufkommen nicht so 

negativ betrachten; denn mehr Daten bedeuteten 

auch mehr Möglichkeiten. Aber, was es bedeutet, 

mehr Daten zu haben, insbesondere für die Er-

mittlungsbehörden, möchten wir Ihnen anhand 

dieser Folie zeigen. 

Wir nehmen zum einen eine veränderte Sensibili-

tät in der Gesellschaft wahr. Das Thema Kindes-

schutz steht verstärkt im Fokus der Öffentlichkeit. 

Die Tabuisierung nimmt ab. Nachweislich führt 

das zu einem veränderten und erhöhten Hinweis-

aufkommen. Zum anderen führt die fortschreiten-

de Digitalisierung - das wissen Sie - zu immer 

leichteren und immer günstigeren und damit ex-

pandierenden Möglichkeiten, Daten zu generie-

ren, sie zu speichern und sie zu verbreiten. 

Die hier dargestellten Fallzahlen kennen seit Jah-

ren nur die eine Richtung, und zwar nach oben. 

Sie gehen insbesondere seit zwei Jahren sehr, 

sehr steil nach oben. 

Sie sehen auch, dass wir hier nicht nur den sexu-

ellen Missbrauch betrachten, sondern auch die 

Kinderpornografie, weil - das haben wir heute 

schon gehört - hinter jeder Bildserie auch ein rea-

ler Missbrauch irgendwo auf der Welt steckt. Wir 

schaffen es, den einen oder anderen tatsächlich 

hinter den Bildern zu erkennen, zu identifizieren, 

und so steigt nicht nur die Kinderpornografie in 

der Fallzahl - sie hat sich in den vergangenen 

zwei Jahren mehr als verdoppelt -, sondern so 

steigen auch die Fallzahlen im Bereich des sexu-

ellen Kindesmissbrauchs. 

Niedersachsen rangiert im Bundesvergleich in der 

Spitzengruppe. Kaum ein Bundesland hat so viele 

Fälle zu bewältigen wie wir in Niedersachsen. Sie 

sehen auf dieser Folie auch, dass die Opferzah-

len noch einmal höher sind als die Fallzahlen, die 

von der polizeilichen Kriminalstatistik ausgewie-

sen sind, weil die Täter sich nicht auf ein Opfer 

beschränken. 

Wir wissen aus Studien auch, dass uns als Poli-

zei, als Ermittlungsbehörden das allermeiste ver-

borgen bleibt - das gilt nicht nur für Niedersach-

sen, sondern das gilt generell -, sodass wir davon 

ausgehen müssen, dass allein in Niedersachsen 

rund 50 000 Kinder jährlich Opfer sexueller Ge-

walt werden. 
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Mit dieser Grafik möchte ich Ihnen die beeindru-

ckenden Datenvolumina aufzeigen, die wir aus-

zuwerten haben. Statt des Begriffs „beeindru-

ckend“ würden Ermittlerinnen und Ermittler bei 

uns vielleicht eher „entmutigend“ verwenden, zu-

mindest die, die uns zurückspiegeln, dass es 

heutzutage weniger noch der abscheuliche Inhalt 

ist, der sie belastet, als vielmehr mittlerweile die 

Datenmassen, die sie schlichtweg erschlagen, 

erdrücken, und ein Stück weit - gefühlt zumin-

dest - ohnmächtig machen. 

Das danebenstehende Rechenbeispiel macht es 

deutlich. Zugespitzt würde ich sagen, selbst 300 

Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter bräuch-

ten im Durchschnitt inakzeptable zwölf Monate, 

um die aktuellen Datenmassen vollumfänglich zu 

sichten. Sie sehen auch, dass die Kinderporno-

grafie mittlerweile mit 39 % den größten Anteil 

dessen ausmacht, was wir als Polizei an Daten 

sicherstellen. 

Bei all dem Bestreben, das wir haben, möglichst 

immer noch ein Stück weit effektiver und effizien-

ter zu arbeiten, insbesondere in diesem Phäno-

menbereich, kommt der zentralen Datenhaltung in 

der Polizei eine große Bedeutung zu. Ermittlerin-

nen und Ermittler müssen die Möglichkeit haben, 

weil das Phänomen ein arbeitsteiliges Bearbeiten 

erfordert - das kann nicht einer, dafür müssen un-

terschiedliche Expertisen zusammenwirken an 

unterschiedlichen Orten -, von unterschiedlichen 

Orten unter Nutzung einer Landescloud zentral 

auf die Datenträger zuzugreifen. So müssen Da-

ten nicht mehr wie bisher aufwendig kopiert und 

per Kurier hin- und hergefahren werden, wobei 

viel Zeit verloren ging und viele Aufwände bereitet 

wurden, die uns nicht voranbringen. Das ist si-

cherlich eine Lösung im Millionenbereich, die zu-

mindest wir aus der Praxis für unerlässlich halten. 

Francesco Hartmann: Eigentlich bräuchte es 

300 Arbeitsjahre, um das Datenvolumen eines 

Jahres auszuwerten. Damit stellt sich bei diesen 

Datenmengen die Frage, worin die Lösung liegen 

kann. Da wir es in Anbetracht der Datenmengen 

mit negativen Effekten der Digitalisierung zu tun 

haben, liegt es nahe, dass wir vielleicht mit Digita-

lisierung gegenhalten können. Da landen wir häu-

fig - das haben wir auch in dem Vortrag von Frau 

Okulicz-Kozaryn mehrfach gehört - bei der Künst-

lichen Intelligenz. 

 

Es ist ganz wichtig, einen differenzierten Blick auf 

die Künstliche Intelligenz zu werfen. Im Moment 

und auch noch im nächsten Jahr - für die Zeit da-

nach versteige ich mich nicht zu weiteren Pro-

gnosen - hilft uns die Künstliche Intelligenz in un-

serer Belastung gar nicht - obwohl Niedersachsen 

eines der Länder ist, die aufgrund unserer Be-

strebungen damit bundesweit am weitesten sind. 

Worüber sprechen wir eigentlich? Beim Einsatz 

Künstlicher Intelligenz zur Bearbeitung von Ver-

fahren der Kinderpornografie sprechen wir - ge-

nau darüber nämlich nicht. Die Künstliche Intelli-

genz wird, solange wir alle leben, nie in der Lage 

sein, ein solches Verfahren wirklich zu bearbei-

ten. Bearbeitet werden muss das von Ermittlerin-

nen und Ermittlern, von Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälten, von Richterinnen und Richtern 

und vielen anderen Prozessbeteiligten. Was 

macht also dann die Künstliche Intelligenz? Die 

Künstliche Intelligenz kann, wenn wir jetzt in sie 

investieren und das niedersächsische Modellpro-

jekt mit entsprechenden Mitteln weiter vorantrei-

ben, die Arbeit unserer Ermittler in vielleicht naher 

Zukunft oder mittlerer Zukunft beschleunigen und 

erleichtern, und zwar allein in der Auswertung der 

Bilder, in der Vorselektion der Bilder. 

Bitte stellen Sie sich das nicht so vor, dass Sie als 

Ermittlerin oder Ermittler eine künstlich intelligente 

Person an Ihrer Seite sitzen haben, und die berät 

Sie und nimmt Ihnen Arbeit ab. Vielmehr stellen 

Sie sich bitte eine Excel-Tabelle oder ein Bildbe-

arbeitungsprogramm vor, wie Sie es von Ihrem 

heimischen Computer kennen, mit Filtermöglich-

keiten, die Sie alle kennen. Das ist die konkrete 

Hilfe, die die Künstliche Intelligenz nicht heute, 

nicht morgen, aber irgendwann mal präzise leis-

ten kann: ein Filter nur für Bilder pornografischen 

Inhalts. 

Selbst bei dieser Schwelle „pornografisch/nicht 

pornografisch“ mit Kriterien wie nackter Haut über 

Hautfarbenfilter - das ist aber schon älter, das ha-

ben wir vorher auch schon gemacht - - - Die 
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Künstliche Intelligenz soll ja von den Ermittlerin-

nen und Ermittlern lernen und gleich eine Sortie-

rung vornehmen. Aber selbst, wenn wir damit sor-

tieren, sind wir im Moment nicht an der Schwelle, 

dass das treffsicher genug funktioniert. Nach die-

sem Softwareeinsatz ist die Pornografie aussor-

tiert worden. Pornografie ist aber per se erst ein-

mal nicht strafbar. Wie wir auch von Frau Okulicz-

Kozaryn gehört haben - und das kann ich als 

Psychologe bestätigen -, bleibt Sexualität, trotz al-

ler Schambehaftetheit, eine ganz, ganz wichtige 

psychologische und sozial-psychologische Funk-

tion. 

Interessant wird es oft an den Stellen, wo wir un-

terscheiden müssen, nämlich zwischen Pornogra-

fie einerseits und Jugend- oder Kinderpornografie 

andererseits. Selbst diejenigen, die die Künstliche 

Intelligenz trainieren sollen, nämlich unsere Er-

mittlerinnen und Ermittler, können in vielen Fällen 

eben nicht sagen: Das es ein Jugendlicher, das 

ist ein Junge im Alter von 8 Jahren, das ist ein 

Junge im Alter von 14 Jahren, das ist vielleicht 

schon eine erwachsene junge Frau.  

Wenn wir irgendwann einmal so weit sind, dass 

die Künstliche Intelligenz wenigstens die Vorse-

lektion für uns machen kann, dann wird sie aber 

immer noch nicht erkennen, warum wie z. B. in 

dem Großverfahren der Ermittlungskommission 

Rose ein völlig legales Urlaubsbild mit keinerlei 

Anzeichen von Pornografie, auf dem drei erwach-

sene Männer und drei Jungs im Alter von fünf bis 

neun Jahren vor dem Eingangsbereich eines 

Freizeitparks abgebildet sind, für unsere Ermittler 

von viel zentralerer Bedeutung ist als viele Bilder 

der Missbrauchshandlungen, die wir finden. Auf 

diesem Bild konnte ein Mann als bekannter Täter 

erkannt werden, währen die anderen beiden 

Männer unbekannt waren. Daraus ergab sich die 

Frage: Warum ist dieser Kerntäter mit den beiden 

Männern und den drei Jungs zusammen, von de-

nen wir zwei Jungs kennen und einen noch nicht, 

in diesem Freizeitpark? - Das heißt, vermutlich 

haben wir über dieses Urlaubsbild zwei Täter und 

ein weiteres Opfer identifiziert. Das sind die Er-

mittlungen, die eigentlich dahinterstehen. 

 

Das bringt mich zu der wichtigen Aussage: Wenn 

Sie sich auf dieses spannende Kernproblem - Di-

gitalisierung, wachsende Datenvolumina, Künstli-

che Intelligenz - fokussieren, bitte, überfokussie-

ren Sie nicht! Denn Ermittlungen gegen pädose-

xuellen Missbrauch und gegen Verbreitung von 

Kinderpornografie sind viel mehr als die Auswer-

tung von Bildern, mit denen wir eben auch kämp-

fen und von denen wir fast erschlagen werden. 

 

Was alles die Ermittlungen umfassen, zeige ich 

Ihnen gerne auf dieser Folie in einem Kurzüber-

blick. 

Wir beginnen häufig Verfahren damit - das ist die 

Bringkriminalität -, dass wir einen Hinweis von 

außen bekommen. Wenn z. B. das National Cen-

ter for Missing & Exploited Children (NCMEC) et-

was Entsprechendes im Netz findet, schickt es 

das an das BKA. Das BKA schickt es an das LKA, 

das LKA vorsortiert es und schickt es an die Poli-

zeidirektion Hannover und in meine Inspektion. 

In diesem Vorgang heißt es dann - in der Regel 

schon mit einem Durchsuchungsbeschluss ver-

bunden -, dass die Person X auf dieser oder jener 

Plattform ein kinderpornografisches Bild gezeigt 

hat. Oder es wird berichtet, dass in einem Peer-

to-Peer-Netzwerk von ihr ein solches Bild zur Ver-

fügung gestellt wurde oder sich noch dort befin-

det. 

Dann geht es um den Durchsuchungsbeschluss. 

Aktuell liegen, nur in meinem Zuständigkeitsbe-
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reich für die Stadt und Region Hannover, 89 sol-

cher Durchsuchungsbeschlüsse auf Halde, nicht 

vollstreckt. Ich weiß nicht, wann ich die mit mei-

nem Team vollstrecken kann. Wir haben dieses 

Jahr in 105 Werktagen schon über 180 Durchsu-

chungsbeschlüsse vollstreckt. Wir machen jeden 

Tag ein bis drei Durchsuchungen. Wir nehmen 

jeden Tag - nur Stadt und Region Hannover - di-

verse Rechner und andere Datenträger mit, um 

sie auszuwerten. 

Wenn wir die Rechner und Datenträger haben, ist 

der nächste Schritt noch nicht, dass wir sie ausle-

sen können. Nein, wir brauchen natürlich verfah-

rens- und gerichtsverwertbare Vorgehensweisen 

auch in Form von Kopien. Wir müssen die Fest-

platten spiegeln. Die Daten müssen aufbereitet 

werden. Das machen bei uns die Datenverarbei-

tungsgruppen. Die haben die gleiche Halde wie 

wir. Wenn wir noch mehr Durchsuchungsbe-

schlüsse vollstrecken würden, würden die sich 

nicht freuen. Dann verschieben wir den Schwar-

zen Peter zu denen. Gibt die Datenverarbei-

tungsgruppe noch mehr Gas, kommt der Schwar-

ze Peter zu uns zurück; denn wenn die Daten von 

der Datenverarbeitungsgruppe zurückkommen, 

müssen wir sie auswerten. Wir haben sehr hart 

gerechnet - ein Bild pro Sekunde. Stellen Sie sich 

das einmal vor: Sie werten acht, neun, zehn 

Stunden am Tag Kinderpornografie aus, d. h. in 

jeder Sekunde ein anderes Bild. Videos sind auch 

noch mit dabei - mit Ton. 

Dann ist nicht unser Ziel, nach dem Motto „die 

Guten ins Töpfchen, die Schlechten ins Kröpf-

chen“ einfach nur wegzusortieren, und dann ist 

der Fall erledigt. Unser eigentliches Ziel ist also 

nicht - und daran kann man gar nicht genug erin-

nern - die treffsichere Sortierung nach den Kate-

gorien Kinder- und Jugendpornografie, sonstige 

Pornografien, Alltagsbilder. Was wir eigentlich 

wollen, ist festzustellen, ob in diesen Bildern ein 

Missbrauch zu erkennen ist, der polizeilich und 

staatsanwaltschaftlich noch nicht bekannt ist: 

über Bilder, deren Hash-Werte noch nicht regis-

triert sind, die Taten zeigen, die wir noch nicht 

kennen. Diese müssen wir dann verfolgen, diesen 

Missbrauch müssen wir unterbinden. 

Bei der Verbreitung verhält es sich genauso. Fin-

den wir jemanden, der die Bilder nicht nur besitzt, 

sondern an viele weitere User verbreitet, haben 

wir erst einmal einen Erfolg. Wir haben weitere 

wichtige Täter identifiziert. Wir haben Opfer identi-

fiziert. Wir können Taten verhindern. Wir können 

durch unsere Repression im Kernbereich präven-

tiv wirken. Aber was haben wir auch noch, außer 

Erfolg? Wir haben noch viel mehr Arbeit. Denn 

die Schleife geht von vorne los: Wir kennen weite-

re Täter, bei denen durchsuchen wir auch. Bei 

denen werden wieder Rechner sichergestellt. Die 

müssen wieder an die Datenverarbeitungsgrup-

pen, und dann geht alles wieder von vorne los. -

Nur, damit Sie einmal einen groben Eindruck von 

unserer Arbeitsweise bekommen! 

 

Dr. Lars Wistuba: Nun haben Sie einmal gehört, 

wie sehr uns das Hellfeld fordert. Wir haben Ihnen 

auch schon gesagt, dass das Meiste im Dunkeln 

verborgen bleibt. 

Allein schon bei der Anzeigebereitschaft der Op-

fer möchte man meinen, dass wir eben nicht nur 

diesen Job übernehmen und das abarbeiten soll-

ten, was an uns herangetragen wird, sondern 

auch initiativ tätig werden sollten. Wir sollten nicht 

nur auf das warten, was externe Stellen an uns 

herantragen, sondern, um bei diesem Bild zu 

bleiben, selbst unter Tage steigen. 

Natürlich wollen Täter unerkannt bleiben. Durch 

die zunehmende Überwachung durch Provider, 

durch Anbieter sozialer Medien - Facebook, 

Google usw. -, die ja verpflichtet sind, entspre-

chende Hinweise an die Strafverfolgungsbehör-

den zu melden, drängen diese Täter in den Un-

tergrund, in die Anonymität. Insbesondere dort im 

Darknet - aber nicht nur dort, sondern auch im In-

ternet - bieten sich für Tausende Nutzer ganz ein-

fache Möglichkeiten, tagtäglich massenhaft Kin-

derpornografie zu konsumieren, zu verbreiten und 

sich auch ganz direkt und ganz unverblümt zum 

sexuellen Kindesmissbrauch zu verabreden. Dort 

gibt es regelrechte Tauschplattformen für Kinder. 

Wir sollten das nicht weiter nur zur Kenntnis 

nehmen. Warum steigen wir nicht in die Ermitt-

lungen ein, entsprechende Plattformen anzuge-

hen, zu identifizieren, die User zu identifizieren 

und diese Plattformen zu zerschlagen? - Weil es 

keine einfachen Ermittlungen sind, die man so 
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nebenbei machen kann. Wir reden von aufwendi-

gen Strukturermittlungen. Wir reden davon, dass 

wir gut und speziell qualifiziertes Personal brau-

chen.  

Die Fähigkeit, sich im Darknet zu bewegen und 

diese Ermittlungen zu führen, erfordert eine be-

sondere Ausbildung. Jetzt beginnt ein Prozess 

der Abwägung dessen, was gesellschaftspolitisch 

und sicherlich auch moralisch angezeigt ist, näm-

lich diese Ermittlungen zu führen, und auf der an-

deren Seite zu schauen, was die Strafverfol-

gungs- und Ermittlungsbehörden leisten können. 

Sie haben gerade gehört, wie die Belastungen 

sind. Die 28 Polizeiinspektionen in Niedersachsen 

haben gerade hart damit zu kämpfen, das, was 

an sie herangetragen wird, überhaupt zu bewälti-

gen. Inakzeptable zwölf Monate, im Schnitt, brau-

chen wir, um ein solches Verfahren abzuschlie-

ßen. 

Es ist für die meisten Inspektionen also schlicht 

kaum Raum da, hier noch on top entsprechende 

Initiativermittlungen zu führen. So bleibt jetzt zu-

mindest das Bestreben des Landeskriminalamtes, 

mit einem kleinen Ermittlerteam ab Beginn des 

nächsten Jahres einzusteigen, in dem Versuch, 

solche Ermittlungen initiativ in Gang zu bringen. 

 

Ich habe Ihnen von den Revisionsbemühungen 

berichtet. Unsere Expertengruppe hat seit April 

2020 auf eine sehr tiefgreifende Art und Weise 

die in den Polizeiinspektionen angelegten Struk-

turen, die dort angewandten Prozesse, die dort 

eingesetzten Ressourcen analysiert, die Befunde 

zusammengetragen und Veränderungsvorschlä-

ge abgeleitet. 

Am Ende stehen in einem Abschlussbericht vom 

Dezember letzten Jahres 17 Empfehlungen, die, 

für sich betrachtet, sicherlich auch eine Optimie-

rung versprechen. Ich hoffe auch auf einen Zeit-

gewinn in der Bearbeitung der Vorgänge. Für 

mich steht aber mit der Analyse auch fest - und 

das ist sehr deutlich geworden -, dass jede weite-

re Optimierungsabsicht keine signifikante Entlas-

tung bieten wird, wenn wir nicht bereit sind, das 

Ganze mit personellen und finanziellen Ressour-

cen - und zwar maßgeblichen! - zu unterstützen. 

Ich möchte auch noch darauf aufmerksam ma-

chen, dass das Landeskriminalamt und das In-

nenministerium diesen Phänomenbereich und die 

Effektivität der Arbeit in dem Phänomenbereich 

nicht erst seit gestern oder den letzten zwei Jah-

ren, in denen die Fallzahlen so drastisch ange-

stiegen sind, begleiten, sondern mittlerweile seit 

rund zehn Jahren. 

Insofern scheint der Blick auf Strukturen und Pro-

zesse am Ende angekommen zu sein. 

Francesco Hartmann: Was bedeutet das letzt-

endlich? Das bedeutet, wenn man es ernst meint, 

nicht nur die Welle zu brechen, sondern auch in 

Minen hinabzusteigen und dort Dinge herauszu-

ziehen, die man nur mit großer Kraftanstrengung 

erschlagen kann - das sind dann nämlich der EK 

Berg oder der EK Rose oder der Fall Lügde, für 

die ich, wenn wir sie herausziehen würden, meine 

halbe Inspektion lahmlegen müsste; dann müss-

ten sich aber alle mal zusammenreißen und für 

sechs bis neun Monate niemanden umbringen, 

weil ich ansonsten nicht weiß, wie das alles bear-

beitet werden soll. 

Wenn man das ernst meint, dann muss man, 

nicht nur im Rahmen der polizeilichen Schwer-

punktsetzung, dem Innenminister sagen: Sie ha-

ben da in Ihrem Ressort einen ganz wichtigen 

Schwerpunkt; bitte steuern Sie Ihre Ressourcen 

um! - Dann zieht er die Decke von den Füßen 

zum Kopf und vom linken zum rechten Arm. Nein, 

vielmehr bedarf es einer gesamtgesellschaftli-

chen, einer gesamtpolitischen, einer fraktions-

übergreifenden Kraftanstrengung. Was könnte 

dafür ein besseres Instrument sein als eine En-

quetekommission? 

Also vielen Dank, dass wir Ihnen heute einiges 

aus unserer Arbeit vortragen durften. Wir freuen 

uns sehr - gerne so lange Sie möchten -, Ihre 

Nachfragen zu beantworten; denn das Thema ist 

uns beileibe wichtig. 

Vors. Abg. Lasse Weritz (CDU) berichtete, er 

habe den erwähnten Bericht bereits von der Lan-

desregierung erbeten, damit er Eingang in die 

Kommissionsarbeit finden könne. 
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Abg. Susanne Menge (GRÜNE) fasste zusam-

men, es sei wiederholt konstatiert worden, dass 

die finanziellen und personellen Ressourcen nicht 

ausreichten, um den Kinderschutz zu gewährleis-

ten, auch indem im Darknet nach inkriminiertem 

Material gesucht werde. Aber es müsse dem ge-

samten Täterpotenzial deutlich gemacht werden, 

dass Täter gefunden würden, weil die Strafverfol-

gungsbehörden auch in ihre Aktivitäten einsteigen 

könnten. Wenn das aber nicht gelinge, dann wer-

de die Entwicklung wohl nicht nur linear weiterge-

hen, sondern es sei mit einem zunehmenden 

Wachstum zu rechnen. 

Gegenwärtig scheine den Ausführungen nach 

durch die öffentliche Hand nicht genügend Geld 

bereitgestellt zu werden, um die vorgetragenen 

Forderungen zu erfüllen; das betreffe die kindge-

recht auszugestaltende Justiz ebenso wie die Po-

lizei. 

Vor diesem Hintergrund ergebe sich die Frage 

nach Maßnahmen, um auf die Zivilgesellschaft im 

Sinne von mehr Courage für den Kinderschutz 

einzuwirken. Völlig klar sei, dass eine solche 

Sensibilisierung leichter beschrieben als umge-

setzt sei. Gleichwohl komme es darauf an, dass 

eine couragierte Zivilgesellschaft, die Polizei und 

andere Institutionen zusammenwirkten. 

Das bedeute nicht, dass ein Schwerpunkt bei der 

freiwilligen zivilgesellschaftlichen Arbeit gesetzt 

werden sollte. Aber in Anbetracht der finanziellen 

Voraussetzungen und der bestehenden Notwen-

digkeiten seien sicherlich auch solche Wege zu 

beschreiten. 

Dr. Lars Wistuba begrüßte diese Aussage; denn 

zivilgesellschaftlichen Bemühungen könnten nur 

eine Seitenhilfe sein, betonte er. Wie stark dieser 

Bereich noch gefördert werden solle, sei schwer 

zu sagen. Seiner Auffassung nach sollte der 

Kernprozess bei der Strafverfolgung und der Un-

terbindung der Taten liegen. 

Folge man der auch von Frau Dr. Okulicz-Koza-

ryn vertretenen These, dass man es hier derzeit 

mit einer positiv zu bewertenden Verschiebung 

vom Dunkel- ins Hellfeld zu tun habe - wofür im 

Übrigen spreche, dass Niedersachsen aktiver sei 

als die allermeisten anderen Länder, wozu passe, 

dass die hiesigen Fallzahlen zu den höchsten 

zählten -, dann könne das wohl durchaus auch 

darauf zurückgeführt werden, dass die Zivilgesell-

schaft aufmerksamer geworden sei und mehr 

Hinweise eingingen. Dies sei - bezogen auf alle 

Sexualstraftaten - auch der Polizeilichen Krimi-

nalstatistik seit 2018 zu entnehmen, in der sich 

auch die internationale #MeToo-Kampagne wi-

derspiegele. 

In der Folge der medialen Darstellung und Aufbe-

reitung der größeren schwerwiegenden Miss-

brauchsverfahren wie in NRW gingen noch mehr 

Hinweise aus verschiedenen zivilgesellschaftli-

chen Bereichen ein. Insofern sei in dieser Hinsicht 

schon einiges passiert. 

Von daher sei nun die nächste Stufe im Prozess 

erreicht: Die Welle in Form der zusätzlichen Ver-

fahren erreiche nun die Strafverfolgungsbehör-

den, konne von ihnen derzeit aber nicht zeitge-

recht abgearbeitet werden. 

Francesco Hartmann schloss sich dem an und 

ergänzte, infolge der zivilgesellschaftlichen Auf-

merksamkeit würden die Fallzahlen nicht absin-

ken, sondern weiter ansteigen. Aber es sei zu 

begrüßen, dass die Sensibilität gestiegen sei. Das 

könne vielleicht auch dazu führen, dass die Poli-

zei weniger initiativ tätig werden müsse, weil mehr 

Input von außen komme. 

Dieser weitere Anstieg der erfassten Fallzahlen 

sei zur Abschmelzung des Dunkelfelds sicherlich 

sinnvoll und zu begrüßen. Aber mit dieser Folge 

sei umzugehen. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) unterstrich eben-

falls, dass für die erforderlichen Fahndungs- und 

Ermittlungskapazitäten finanzielle und personelle 

Ressourcen bereitgestellt werden müssten. Inso-

fern sollte der erwähnte Bericht auch der Präsi-

dentin des Landesrechnungshofs und dem Fi-

nanzminister zur Verfügung gestellt werden. 

Für die Arbeit der Kommission insgesamt bedeute 

das, dass sie hoffentlich genug Rückgrat haben 

werde, um in ihrem Abschlussbericht deutlich zu 

machen, dass man in Kenntnis der vorliegenden 

Fälle und Strukturen handeln müsse; denn es 

dürften keine rechtsfreien Räume zugelassen 

werden, auch nicht in der digitalen Welt. Die Ent-

schlossenheit, mit der die jüngsten Kraftanstren-

gungen für den Gesundheitsschutz - die er, Wa-

termann, unterstütze - ergriffen worden seien, 

sollte auch für den Kinderschutz aufgebracht 

werden. 

Rechtsfreiheit im Internet, stimmte Francesco 

Hartmann zu, dürfe es eigentlich nicht geben; 

aber ehrlicherweise sei zu konstatieren, dass es 

sie aus subjektiver Tätersicht bundesweit zu ge-
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ben scheine. Dabei sei zu berücksichtigen, dass 

die technischen Hürden für Ermittlungsbehörden 

hoch seien und einfache Möglichkeiten, sich ano-

nym im Darknet zu bewegen, vorhanden seien. 

Das bedeute nicht, dass die Polizei dort nicht 

agieren könne, aber die Aufwände seien groß. 

Diese Aufwände müsse die Polizei aber auf sich 

nehmen, um im Sinne von „Repression gleich 

Prävention“ präsent zu sein und deutlich zu ma-

chen, dass es keinen rechtsfreien Raum gebe.  

Dr. Lars Wistuba ergänzte, Frau Dr. Okulicz-Ko-

zaryn habe den interessanten, aber relativ wenig 

bekannten Hinweis gegeben, dass 50 bis 60 % 

der pädosexuellen Täter Ersatzhandlungstäter 

seien, die nicht unter einer Präferenzstörung lit-

ten. Diese handelten also aus anderen, in der 

Regel psycho- oder soziopsychopathologischen 

Motiven; hier seien beispielsweise Kontroll- oder 

Machtmotive zu nennen. Manche von ihnen han-

delten auch nur so, um einer Isolation zu entwei-

chen und Anschluss an eine andere Gruppe zu 

finden. Bei dieser Tätergruppe sei also davon 

auszugehen, dass sie bis zu einem gewissen 

Grade noch als Homo Oeconomiucs agierten  

oder agieren könnten, also noch Kosten - ein-

schließlich des Entdeckungsrisikos - und Nutzen 

abwägten. Das bedeute, dass mit der abschre-

ckenden Wirkung von Strafverfahren gut 50 % der 

Täter in ihrer Kosten/Nutzen-Abwägung beein-

flusst werden könnten. 

In dieser Hinsicht wären nicht nur mehr Ressour-

cen für die Ermittlungsbehörden hilfreich, sondern 

auch eher symbolpolitische Handlungen. So sei 

zu fragen, warum das Strafgesetzbuch nur einmal 

lebenslange Freiheitsstrafe vorsehe. Da er, 

Dr. Wistuba, für die Verfolgung sowohl von Mord 

als auch von sexuellem Kindesmissbrauch zu-

ständig sei, habe er durchaus viele Mörder ken-

nengelernt, die er für deutlich weniger bestra-

fungswürdig halte als manche Kindesmissbrau-

cher - insbesondere wenn diese bandenmäßig 

unter Gefährdung nicht nur der Gesundheit, son-

dern sogar des Lebens der Opfer fortgesetzt über 

Jahre agierten. Aus seiner Sicht als Bürger - nicht 

als Leiter der Kriminalinspektion 1 - erscheine für 

derartige Täter die lebenslange Freiheitsstrafe als 

einzige angemessene Strafe. Auch so, meinte 

Dr. Wistuba, könnte man wohl den Anschein, das 

Netz sei ein rechtsfreier Raum, noch mehr neh-

men. 

Abg. Editha Westmann (CDU) zeigte sich von 

der Schätzung, dass 97 % der Kindesmiss-

brauchs- und -pornografiefälle im Dunkelfeld ver-

mutet würden, erschrocken. Sie erkundigte sich, 

inwieweit sich die Fallzahlen zwischen ländlichen 

und städtischen Regionen unterschieden, zumal 

die letztgenannten vielleicht mehr von Präventi-

onsmaßnahmen profitierten. 

Francesco Hartmann antwortete, die genannten 

Fallzahlen bezögen sich auf Niedersachsen. Im 

Zuge der Revision sei auch untersucht worden, 

ob es signifikante regionale Unterschiede zwi-

schen Stadt und Land gebe. Der Gedanke, die 

Großstadt Hannover biete Tätern Anonymität, lie-

ge nahe. Kinderpornografie - in dem Fall gehe es 

nicht um sexuellen Kindesmissbrauch - könne 

aber überall anonym konsumiert werden. Was 

sexuellen Kindesmissbrauch angehe, böten sich 

im ländlichen Raum wahrscheinlich sogar mehr 

Tatgelegenheiten als in einer dicht besiedelten 

Großstadt, z. B. in Gartenlauben - Lügde sei dafür 

ein Paradebeispiel. 

Die Auslastung der niedersächsischen Polizeidi-

rektionen sei relativ ähnlich, auch wenn es wegen 

verschiedener verzerrender Faktoren - Größe der 

Direktionen, Personalbesatz etc. - leichte Unter-

schiede gebe. 

Lisa Schmitz fragte vor dem Hintergrund der Be-

lastungen, denen die Mitarbeitenden von Kin-

desmissbrauchs- und Kinderpornografieermitt-

lungsgruppen ausgesetzt seien, welche Maß-

nahmen zur psychosozialen Unterstützung bei 

der Polizei - z. B. Supervision - eingesetzt und 

welche weiteren als notwendig angesehen wür-

den. 

Die Frage zeige, meinte Dr. Lars Wistuba, dass 

sich Frau Schmitz dieselben Sorge um die Ermit-

telnden mache wie er selbst. 

Er stelle sich durchaus die Frage, ob die Polizei in 

der Hinsicht immer noch alles richtig mache. Prin-

zipiell würden Supervisionsangebote vorgehalten. 

Zu berücksichtigen sei aber auch, dass polizeili-

che Ermittlerinnen und Ermittler resilienzförderli-

che Definitionsansätze, Geschichten und soziale 

Bräuche pflegten. Dazu gehöre u. a., sich inner-

halb der Gruppe auszusprechen, sich innerhalb 

der Gruppe aufzuregen und damit die Belastung 

auch innerhalb der Gruppe zu halten; denn über 

das Gesehene könne zu Hause nicht gesprochen 

werden. 

Diese Erlebnisse könnten sicherlich in einer Su-

pervision berichtet werden. Mit diesem Instrument 
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sei aber eine Problemdefinition verbunden, z. B.: 

„Die Gruppe hat ein Problem. Du hast als Person 

ein Problem.“ Deswegen sei es für ihn als Polizis-

ten und Psychologen schwierig, eine Supervision 

für sein Team einzuführen. Das wäre nur möglich, 

wenn die Seite, die von der Supervision profitie-

ren solle, dazu Bereitschaft zeige. 

Derartige Erfahrungen seien z. B. im Landeskri-

minalamt mit der operativen Fallanalyse - in die-

ser Gruppe würden Taten mit Puppen, Kunstblut 

usw. nachgestellt und analysiert - gesammelt 

worden; das Traumatisierungspotenzial liege auf 

der Hand. In dieser Gruppe habe die Supervision 

keine nachhaltigen Ergebnisse gezeitigt. 

In der Praxis bereite ihm, Dr. Wistuba, dieses 

Problem bislang keine übermäßigen Sorgen, weil 

er einen vergleichsweise engen Kontakt zu sei-

nen Mitarbeitenden halte. Auf diese Weise wisse 

er aus dem Fehlen entsprechender Warnsignale - 

z. B. ein deutlich beeinträchtigtes Sozialleben -, 

dass sie mit der Situation klarkämen. 

Dieses faktische Gleichgewicht scheine derzeit 

verloren zu gehen, weil die Masse der Verfahren 

und Datenmengen gleichsam das Fass zum 

Überlaufen brächten. Zu der psychischen Belas-

tung aus dem verstörenden Bild- und Videomate-

rial, das die Mitarbeitenden auswerten müssten, 

komme jetzt noch das Gefühl hinzu, nicht mehr 

gegen die Masse anzukommen. 

Psychologie, Pädagogik und Medizin zeigten, 

dass dieser brisante Mix aus der Konfrontation 

mit teils schwerster sexualisierter Gewalt und 

dem Gefühl der eigenen Hilflosigkeit - „ich komme 

nicht mehr dagegen an“ -, obwohl ein eigenes 

hohes Verantwortungsgefühl bestehe, sehr prob-

lematisch sein könne. Diese Hilflosigkeit stelle 

sich beispielsweise ein, wenn ein Durchsu-

chungsbeschluss nicht schnell genug vollstreckt 

werden könne, sondern vielleicht vier oder fünf 

Monate auf dem Stapel gelegen habe, und bei 

der Durchsuchung klar werde, dass man es mit 

einem fortgesetzten Missbrauch zu tun habe, der 

eigentlich vier Monate vorher hätte unterbunden 

werden können. 

Dies sei eine Gesamtlage, in der er, Dr. Wistuba, 

ernsthaft befürchte, dass sich eine zu hohe Belas-

tung aufbaue und er zukünftig auf das Wohl der 

Mitarbeitenden schlicht noch mehr als bisher auf-

passen müsse. 

Lisa Schmitz fragte nach, inwieweit es möglich 

erscheine, die psychosoziale Unterstützung weni-

ger auf die individuelle Ebene als vielmehr auf die 

strukturelle Ebene zu verlagern, sodass sich eine 

kollektive Stärkung ergeben könne und eine Kul-

tur entstehe, dass es in Ordnung sei, z. B. an ei-

ner Supervision teilzunehmen. 

Francesco Hartmann antwortete, für die Antwort 

werde er sich in die Situation einer Mitarbeiterin, 

die jeden Tag sehr viel Kinderpornografieermitt-

lungsarbeit bewältige, hineinversetzen. Mit größ-

ter Wahrscheinlichkeit werde sie nicht grundsätz-

lich abgeneigt sein, aber darauf bestehen, dass 

das Thema „institutionalisierte Supervision“ erst 

besprochen werde, wenn sie nicht mehr in der 

Arbeit untergehe, wenn also Zeit für einen Super-

visionsprozess vorhanden sei und sie wegen der 

Arbeitsfülle nicht jeden Abend mit einem schlech-

ten Gefühl nach Hause gehe. 

Lisa Schmitz erkundigte sich nach der Sensibili-

sierung der Mitarbeitenden der Polizei zu Themen 

wie allgemeiner sexualisierten Gewalt, Dynamik 

sexualisierter Gewalt, Traumafolgen für Betroffe-

ne oder Täterstrategien und fragte vor diesem 

Hintergrund, in welchem Maße ein interdisziplinä-

rer Austausch gepflegt werde. 

Innerhalb der Polizei, meinte Francesco Hart-

mann, bestehe nach seinem Eindruck kein Man-

gel an Sensibilität für das Thema. Selbstverständ-

lich wiesen nicht alle Polizistinnen und Polizisten 

die in seinem, Hartmanns, Team gegebene Fach-

kompetenz und Professionalität auf; das entspre-

che aber der üblichen Spezialisierung innerhalb 

der Polizei. 

Aber wohl jede und jeder in der Polizeidirektion 

Hannover wisse von dieser Spezialisierung in 

seinem Team und dass man es im Zweifelsfall 

auch nachts anrufen könne, wenn die Grenzen 

der eigenen Kompetenz erreicht seien, sodass es 

dann übernehmen könne. Insofern sei zumindest 

die Sensibilität vorhanden, sich an die fachkundi-

ge Stelle zu wenden. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Besprechung der Ergebnissicherung der wis-

senschaftlichen Begleitung zum Themenblock 

„Struktur der Jugendämter - Jugendhilfe unter 

öffentlicher Trägerschaft“ 

 

Beginn der Besprechung, Verfahrensfragen 

Beratungsgrundlage: Ergebnissicherungsbericht 

zum Themenblock II.3 „Struktur der Jugendämter 

- Jugendhilfe unter öffentlicher Trägerschaft“, per 

E-Mail an die Kommission am 4. Juni 2021 ver-

sandt 

Frau Dr. Weingraber (LTVerw) berichtete, kurz 

vor Sitzungsbeginn sei der Vorschlag der CDU-

Fraktion eingegangen, den Abschnitt „Weitere 

Handlungsbedarfe“ (ab Zeile 209) um die folgen-

de, auf die Anhörung von Herrn Langer (Allisa) 

Bezug nehmende Formulierung zu ergänzen: 

„Kooperation und Kommunikation von Kom-

munen und Behörden können durch die Nut-

zung technischer Möglichkeiten beschleunigt, 

der Informationsaustausch kann allgemein 

transparenter gestaltet werden.“ 

Auf eine Bitte von Lisa Schmitz kam die Kom-

mission nach kurzer Aussprache überein, die Be-

ratung des Ergebnissicherungsberichts in der 

nächsten Sitzung fortzusetzen, um ihren Mitglie-

dern mehr Zeit zur Auswertung des Ergebnissi-

cherungsberichts - er soll zukünftig auch als 

Word-Datei zur Verfügung gestellt werden - und 

zur Formulierung von Ergänzungsvorschlägen 

einzuräumen. - Diese sollten, bat der Vorsitzen-

de, unter Bezugnahme auf die Zeilennummer an 

die wissenschaftliche Begleitung übersandt und 

anschließend in einem Dokument zusammenge-

stellt werden. Auf dieser Grundlage werde über 

die Änderungsvorschläge beraten, kündigte er an. 

In einer kurzen Aussprache wiesen einige Kom-

missionsmitglieder darauf hin, dass es beim Er-

gebnissicherungsbericht nur um eine zielgerichte-

te Zusammenfassung der zu den Themenblöcken 

vorliegenden Vorträge und Stellungnahmen gehe, 

aber noch nicht um Ergänzungen um weiterge-

hende Fakten oder um politische Vorschläge; 

derartige Ergänzungen stünden für den Ab-

schlussbericht an. 

Auf Vorschlag von Lisa Schmitz bat die Kom-

mission die wissenschaftliche Begleitung, im Er-

gebnissicherungsbericht von den Angehörten 

vorgebrachte Vorschläge für Handlungsempfeh-

lungen etc. im Sinne des Einsetzungsbeschlusses 

themenbezogen gesondert darzustellen. 

Ferner bat die Kommission die wissenschaftliche 

Begleitung, die bereits vorliegenden Informatio-

nen mit den Fragen und Aufträgen des Einset-

zungsbeschlusses abzugleichen und auf noch of-

fene Punkte hinzuweisen. - Auf dieser Grundlage, 

sagte Vors. Abg. Lasse Weritz (CDU), könnten 

anschließend gezielt ergänzende schriftliche Stel-

lungnahmen eingeholt werden. 

* 

Ergänzend berichtete der Vorsitzende, er habe in 

Absprache mit den Sprecherinnen der Fraktionen 

und der externen Sachverständigen die wissen-

schaftliche Begleitung beauftragt, auch zum größ-

ten Teil des Themenblocks I (Anhörung aller rele-

vanten Landesministerien, Berichte aus anderen 

Bundesländern, Anhörung des Bundesbeauftrag-

ten und eigene Sachverständige) einen Ergebnis-

sicherungsbericht zu erstellen. Lediglich auf eine 

Zusammenfassung der Berichte, die die nieder-

sächsischen Ministerien vorgelegt und vorgestellt 

hatten, solle im Hinblick auf die vorliegenden Ma-

terialien verzichtet werden. 

 

*** 




